
     10.01.2004 

Die Vergangenheit spaltet 
Am Sonntag gibt es in Namibia zwei getrennte Gedenkveranstaltun-
gen zum Herero-Aufstand. Die Regierung lässt sich am liebsten selbst 
feiern 
VON ROLF-HENNING HINTZE 

Nora Schimming-Chase, Namibias frühere Botschafterin in Deutschland, hat zum Herero-
Aufstand eine klare Meinung: „Es war eine namibische Tragödie, und wir sollten sie auch als 
eine solche sehen.“ Die Gestaltung der Gedenkfeiern zum 100. Jahrestag ist allerdings so um-
stritten, dass es nun zwei separate Feiern geben wird. Zu der einen lädt für Sonntagnachmittag 
ein „Nationaler Planungsausschuss zum Gedenken an 1904“, der auf eine kirchliche Initiative 
zurückgeht, in Windhoek ein. Die andere leitet Herero-Oberhäuptling Kuaima Riruako am 
vormittags im Städtchen Okahandja.  

Dort treffen sich alljährlich im August mehrere tausend Herero, um des Häuptlings Samuel 
Maharero zu gedenken. Zur Feier am Sonntag erwartet Riruako „mindestens 4.000 Besucher“. 
Er selbst wird die Hauptrede halten. Auch der deutsche Botschafter, Wolfgang Massing, wird 
in Okahandja sprechen. 

Die kirchliche Feier in Windhoek hat eine kompliziertere Vorgeschichte. Seit Monaten hat 
sich der Planungsausschuss regelmäßig getroffen, um ein Konzept zu erarbeiten. Vorsitzender 
ist der hererosprachige Bischof Kameeta von der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Nami-
bia, bis vor vier Jahren noch stellvertretender Parlamentspräsident und Abgeordneter der re-
gierenden ehemaligen Befreiungsbewegung SWAPO (South West African People's Organiza-
tion). Die Veranstalter haben akzeptiert, dass die SWAPO, die das Land jetzt im 13. Jahr re-
giert, nicht bereit ist, den Herero-Aufstand als Mittelpunkt der Gedenkfeiern hinzunehmen. 
Um bei der SWAPO-Führung überhaupt Zustimmung zu einer nationalen Gedenkfeier zu be-
kommen, einigte sich der Planungsausschuss schließlich darauf, den gesamten Widerstand 
gegen Kolonialismus und Apartheid zum Thema zu machen. 

Ausschussmitglied Reinhard Keding, Bischof der Deutschen Evangelisch-Lutherischen Kir-
che in Namibia, versteht indes sehr gut, dass die Herero ihren Krieg gegen die Deutschen be-
sonders herausgestellt wissen möchten. Zugleich räumt er ein, dass die SWAPO den Versuch 
macht, ihre eigene Befreiungsgeschichte „höher zu stellen als das, was früher war“. Schim-
ming-Chase, die jetzt Fraktionschefin der oppositionellen Kongressdemokraten (Congress of 
Democrats) in der Nationalversammlung ist, steht in diesem Fall auf der Seite von Oberhäupt-
ling Riruako. Es sei den Herero nicht zu verdenken, dass sie 2004 als „ihr“ Jahr betrachten, 
meint sie. 

Zu den Empfindlichkeiten der SWAPO gehört ihre Scheu, sich der eigenen Geschichte im 
Einzelnen zu stellen. Sie weigert sich bis heute, das schwärzeste Kapitel ihrer Geschichte im 
Befreiungskampf aufzuarbeiten: die Verhaftung von hunderten eigenen Kämpfern in den 
80er-Jahren. Die meisten dieser Männer und Frauen wurden bei Lubango im Süden Angolas 
unter Folter dazu gebracht, falsche Geständnisse abzulegen, sie hätten als Spione für das   
Apartheid-Regime gearbeitet. Viele verschwanden spurlos für immer oder wurden in Erdlö-
chern festgehalten und erst 1989, wenige Monate vor den ersten Wahlen, freigelassen. Bis 
heute hat die SWAPO sich dafür nicht entschuldigt. 

Aber auch andere Teile der namibischen Gesellschaft wollen die Vergangenheit nicht noch 
einmal unter die Lupe nehmen. Manche Deutschsprachige fühlen sich sofort angegriffen, 
wenn vom Herero-Krieg gesprochen wird, obgleich sie selbst gar nicht dabei waren. Andere 
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Weiße scheuen Diskussionen über die Kolonialzeit, um Fragen nach ihrer eigenen Rolle wäh-
rend der Apartheid-Jahre zu entgehen. Schließlich endete die südafrikanische Unterdrückung 
erst 1990. Bischof Kameeta wirbt nun dafür, „die Last der Geschichte auf dem mühsamen 
Weg der Versöhnung nicht abzuwerfen, sondern sie als Wegweiser für eine bessere gemein-
same Zukunft zu nutzen“. Solange die SWAPO da nicht mitmacht, wird das wohl eher ein 
frommer Wunsch bleiben. 

Auch die Herero sind sich nicht einig. Einer der prominentesten, Katuutire Kaura, Vorsitzen-
der der Oppositionspartei Demokratische Turnhallenallianz (DTA), wird in Okahandja keine 
Rede halten. Seit Häuptling Riruako vor einigen Monaten sein DTA-Mandat im Parlament 
niederlegte, herrscht zwischen beiden Herero-Führern tiefer Zwist. Der SWAPO kann das nur 
recht sein. 

Hinweis: ROLF-HENNING HINTZE arbeitet als freier Journalist in Frankfurt und bereist 
seit vielen Jahren Namibia. 1993-95 arbeitete er als Redakteur der Namibian Broadcasting 
Corporation (NBC) in Windhoek. 

 
 

     15. August 2004 

WIECZOREK-ZEUL IN NAMIBIA 

Deutschland entschuldigt sich für Kolonialverbrechen 
Entwicklungshilfeministerin Wieczorek-Zeul war den Tränen nahe. In Namibia 
bat sie die Herero um Vergebung für die Verbrechen der deutschen Kolonialher-
ren. Das war mehr, als die Nachfahren der Opfer des ersten deutschen Völker-
mordes erwartet hatten – und weniger als sie erhofft hatten. 

 
Ministerin Wieczorek-Zeul: „Kolonialer Wahn“ – Foto: dpa 

Okakarara – Zum 100. Jahrestag der Niederschlagung des Herero-Aufstands in Namibia hatte 
Ministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD) bei Okakarara an den zentralen Gedenkfeiern 
teilgenommen. Bei der Gelegenheit entschuldigte sie sich für den von deutschen Soldaten be-
gangenen „Völkermord“. Es war das erste Mal, dass ein Mitglied einer deutschen Regierung 
sich offiziell für das Massaker an rund 70.000 Menschen entschuldigte. Bislang wurde der 
Terminus penibel vermieden, da befürchtet wurde, er könnte „entschädigungsrelevant“ (Au-
ßenminister Joschka Fischer) sein. Der Oberhäuptling der Hereros erklärte nach der Entschul-
digung nach Angaben des Bundesentwicklungsministeriums, er werde eine Entschädigungs-
klage gegen Deutschland fallen lassen. Ein AP-Reporter, der am Samstag die Gedenkfeier am 
Waterberg verfolgte, berichtete dagegen, die Hereros wollten einen Rückzug der Klage ledig-
lich in Erwägung ziehen. 
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Die Grausamkeiten, die bei der Niederschlagung des Aufstands von Truppen des deutschen 
Kaiserreichs begangen wurden, würde man heute als Völkermord bezeichnen, sagte die Mi-
nisterin. Sie wies auf den „kolonialen Wahn“ hin, der einst in deutschem Namen Gewalt, Dis-
kriminierung, Rassismus und Vernichtung Tür und Tor geöffnet habe. „Alles, was ich gesagt 
habe, war eine Entschuldigung der deutschen Regierung.“ Nach diesen Worten spendeten die 
Zuschauer lautstark Beifall. „Das ist es, worauf wir sehr lange gewartet haben“, sagte der na-
mibische Minister für Rehabilitierung, Hifikepunye Pohamba. 

Die Gedenkfeier fand am Waterberg statt, wo es vor 100 Jahren zur Entscheidungsschlacht 
zwischen den kaiserlichen Besatzungstruppen unter General Lothar von Trotha und den 
Volksgruppen Herero und Nama gekommen war. Während der Zeremonie spielten Hereros 
Szenen des Aufstands und der Unterdrückung ihres Volkes durch die deutschen Kolonialher-
ren nach. General von Trotha hatte 1904 die vollständige Auslöschung des Stammes angeord-
net. 

Statt individuelle Entschädigungen zu leisten, wolle Berlin die Entwicklungszusammenarbeit 
mit Namibia fortsetzen, erklärte Wieczorek-Zeul. Deutschland unterstützt Namibia, die ehe-
malige Kolonie Deutsch-Südwestafrika, nach Angaben des Entwicklungsministeriums jähr-
lich mit 11,5 Millionen Euro. Gemessen an der Bevölkerungszahl seien dies die höchsten 
Entwicklungsleistungen in ganz Afrika. 

Nach der Gedenkfeier eröffnete Wieczorek-Zeul ein von Deutschland finanziertes Kulturzent-
rum, in dem Geschichte und Lebensweise der Hereros dargestellt werden. Am Sonntag traf 
sie zu Gesprächen über Maßnahmen gegen Aids mit der namibischen Gesundheitsministerin 
Libertina Amathila zusammen. 

 
 

     13.11.2004 

Spuren der Sammelwut 
In der Charité lagern tausende Schädel, deren Ursprung angeblich keiner mehr 
kennt. Nun gibt es Stimmen, die deren würdige Beerdigung fordern 
VON HEIKE KLEFFNER 

Deutsche Kolonialgeschichte steht seit zwei Tagen im Mittelpunkt der „Anti-Colonial Confe-
rence“, zu der sich einige hundert Besucher in der Alten Feuerwache in Berlin-Kreuzberg ein-
gefunden haben. Anlass der Konferenz: die Erinnerung an den Aufstand der Herero in Nami-
bia gegen das deutsche Kolonialregime vor hundert Jahren sowie der 120. Jahrestag der so 
genannten Afrika-Konferenz, die am 15. November 1884 in Berlin begann.  

Damals setzte Reichskanzler Bismarck die Aufnahme des Deutschen Reichs in den Kreis der 
Kolonialmächte durch. Hier teilten 14 Staaten – darunter Belgien, England, Frankreich, Spa-
nien und die USA – Afrika wie einen Kuchen unter sich auf.  

Wer heute in Berlin nach den Spuren jener afrikanischen Aneignung sucht, wird kaum bei der 
Charité suchen. Doch genau hier, hinter der grauen Sicherheitstür eines kleinen Anbaus neben 
dem Berliner Medizinhistorischen Museum, sind sie zu finden. Besucher, sagt der promovier-
te Biologe Ulrich Creutz, kämen nur selten in den fensterlosen Raum mit dem blassen Schild 
„Rudolf-Virchow-Sammlung“. Auf einem Tisch liegen die jüngsten Neueingänge: fünf Men-
schenschädel. „Die kommen aus Venezuela und sind circa 5.000 Jahre alt“, erläutert Creutz. 
Der Erbe eines Sammlers habe sie vor kurzem gebracht. 
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Die Knochen und sonstigen Skelettreste, die hier in meterlangen Regalen in Holzschubkästen 
und graubraunen Pappschachteln lagern, sind wesentlich jünger. Nach Deutschland gebracht 
wurden sie von Kaufleuten, Offizieren und Soldaten der deutschen Kolonialtruppen oder Wis-
senschaftlern und Abenteurern. Einige von ihnen betrieben ab der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts bis hinein in die 1920er-Jahre profitablen Gräberhandel. Die Abnehmer: so ge-
nannte National- oder Völkerkundemuseen in Großstädten wie Berlin, Hamburg oder Bre-
men. Oder Wissenschaftler wie der Berliner Arzt und Sozialmediziner Rudolf Virchow, der 
bis zu seinem Tod im Jahr 1902 eine Sammlung von rund 3.000 Schädeln anlegte. Creutz 
sagt, Virchow habe sogar eigens eine Anleitung „zum wissenschaftlichen Sammeln auf Rei-
sen“ für Kaufmänner und Seeleute geschrieben. Die Umstände, wie die sterblichen Überreste 
von mehreren tausend Menschen aus allen fünf Kontinenten in Virchows Sammlung gelang-
ten, seien heute kaum noch nachvollziehbar. 

Neben der ursprünglichen Virchow-Sammlung lagern hier auch noch rund 6.000 Schädel aus 
der Sammlung des damaligen „Museums für Völkerkunde“ sowie Skelettreste aus Gräbern in 
Berlin-Mitte. 

Als „koloniales Erbe“ will Creutz die Schädel und Skelettreste, die er seit knapp dreißig Jah-
ren katalogisiert und hütet, nicht verstanden wissen. Sie seien „über ihn gekommen“. Zum 
Beispiel jene rund 1.000 Schädel- und Skelettstücke, die der damalige Herzog Adolf Friedrich 
zu Mecklenburg von einer ausgedehnten Expedition in den Jahren 1907/08 in Zentralafrika, 
darunter den damaligen deutschen Kolonien Kamerun und Uganda, nach Berlin brachte. Auch 
sie liegen heute bei Creutz. 

Lediglich sieben Schädel von verstorbenen Herero seien in der Sammlung aufgeführt, betont 
er. Auch hier sei unklar, wie sie nach Deutschland gelangten. Keine Ahnung, ob es sich um 
Opfer des Aufstandes handele. 

„Eine Kiste von Hereroschädeln wurde kürzlich von den Truppen in Deutsch-Südwestafrika 
verpackt und an das Pathologische Institut zu Berlin gesandt, wo sie zu wissenschaftlichen 
Messungen verwandt werden sollen. Die Schädel, die von Hererofrauen mittels Glasscherben 
vom Fleisch befreit und versandfertig gemacht werden, stammen von gehängten oder gefalle-
nen Hereros.“ Dies stand in dem Brief eines Offiziers der deutschen Schutztruppe in Namibia 
aus dem Jahr 1907. Die Historiker Martin Baer und Olaf Schröter zitieren ihn in dem Buch 
„Spurensuche“. Baer und Schröter merken dazu an, dass der Verbleib jener Schädel bis heute 
nicht geklärt worden sei. 

Virchow habe „weltweit“ gesammelt; ihm sei es darum gegangen, „möglichst vollständige 
Serien“ aus unterschiedlichen Regionen zusammenzutragen, um dann so genannte „typische 
Merkmale“ nachzuweisen, formuliert Creutz. Befreundete Ärzte oder Geografen brachten von 
ihren Expeditionen als Gastgeschenke nach Berlin eben Skelette oder Schädel mit. Regelmä-
ßig traf man sich in der seit 1867 aktiven Berliner Anthropologischen Gesellschaft, stellte die 
Ergebnisse der so genannten „messenden Anthropologie“ vor und plante die nächsten Reisen. 
Ethische Grenzen des Sammelns gab es nicht: Mal nahm man Schädel von zum Tode verur-
teilten Häftlingen mit, mal wurden Gräber geplündert. 

„Psemskaja-Höhle“ steht mit schwarzer Tinte in altdeutscher Schrift auf der linken Seite eines 
glatten, bräunlichen Schädels, darunter die Zahl: V 1581. In einer knapp zwei Zentimeter di-
cken Findliste, für deren Zusammenstellung Creutz knapp zwölf Jahre benötigte, hat der Wis-
senschaftler unter den Nummern V 1582, V 1583 noch zwei weitere Schädel aus der gleichen 
Höhle sowie in lateinischen Abkürzungen das mögliche Alter der Verstorbenen und die Zahl 
der noch erhaltenen Zähne vermerkt. Es knistert, als Creutz sie aus den beigen Papiertüten 
nimmt, in denen die Schädel aufbewahrt werden. Doch außer der Vermutung, dass die Schä-
del Menschen gehörten, die vor knapp einhundertfünfzig Jahren im Kaukasus lebten, kann 
Creutz nichts über sie sagen. 

Gut dokumentiert ist dagegen die Weiterentwicklung der so genannten „messenden Anthropo-
logie“, die Virchow und andere etablierten: Sie bildete den Grundstein für die „rassenpoliti-
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sche“ und eugenische Vernichtungspolitik der Nationalsozialisten. Deren führender Vertreter 
Eugen Fischer übernahm unter anderem die Virchow-Sammlung und die Sammlung des Völ-
kerkunde-Museums ab Ende der 20er-Jahre bis zu seiner Emeritierung 1942 ins „Kaiser-
Wilhelm-Institut für Anthropologie, menschliche Erblehre und Eugenik“. Zu Fischers Kolle-
gen gehörte dann auch der Auschwitz-Lagerarzt Josef Mengele. 

Selbst die Werkzeuge, mit denen die Wissenschaftler vor über hundert Jahren die Grundge-
danken jener eugenischen Theorien legten, werden hier noch aufbewahrt: In einer braunen 
Stofftasche liegt ein so genanntes „Anthropometer“, dessen Messlatten mit einem kreisrunden 
Zirkel hin- und hergeschoben werden können – um Schädelrundungen abzumessen. 

Nein, betont Creutz, Schädel von ermordeten Juden und Jüdinnen befänden sich nicht in den 
hunderten von Papiertüten, in denen die Skelettreste und Schädel aufbewahrt werden. 

Die Organisatoren der „Anti-Colonial Conference“ haben klare Vorstellungen, was mit den 
Sammlungen geschehen soll: „Alle Schädel und andere Körperteile, die für rassistische Un-
tersuchungen in die Metropole geschleppt wurden, müssen in ihren afrikanischen Herkunfts-
ländern würdig begraben werden. Allein in Deutschland lagern einige tausend Schädel, die 
lebenden und toten Menschen in Afrika abgeschlagen wurden. Sie wurden vermessen, begut-
achtet und ausgestellt und sind noch heute unter Störung der Totenruhe Gegenstand rassen-
biologischer Forschung.“ 

Ulrich Creutz sagt, in Fällen, in denen „berechtigte und nachweisbare Ansprüche“ erhoben 
werden, solle man die Schädel zurückgeben. Doch habe es die bislang nicht gegeben. Auch 
nicht von Seiten der Herero. Ansonsten solle man die Virchow-Sammlung als „Kulturerbe, 
nicht nur für Deutschland, sondern auch für alle, die wissenschaftliches Interesse daran haben, 
aufbewahren“. Schließlich wisse man nicht, „woran zukünftige Generationen forschen wol-
len“. 

 
 

     06.12.2004 

Versöhnung nach hundert Jahren  
Herero und Deutsche gehen die Last der Vergangenheit an 
Im Oktober 1904 erliess der Oberbefehlshaber der deutschen Truppen in Deutsch-
Südwestafrika, dem heutigen Namibia, den Befehl zur Vernichtung der aufständischen 
Herero, der zur grössten historischen Last der deutschen Kolonialzeit wurde. Nach 
hundert Jahren traten sich die Nachkommen des Herero-Führers Maharero und des 
deutschen Generals von Trotha zu einem Akt der Aussöhnung gegenüber. 

Als Chief Alfons Maharero Ende November nach einer einwöchigen Reise durch Deutschland 
in Namibia aus dem Flugzeug steigt, überzieht zartes Grün die braungrau vertrocknete Land-
schaft. Seit seinem Abflug vor sieben Tagen hat es fast täglich geregnet, und wenn dies im re-
genarmen Namibia schon im November geschieht, ist das für die Herero ein Zeichen der 
Freude und des Wohlwollens der Ahnen – das heuer vielleicht der historischen Begegnung 
zwischen zwei Familien gilt, die durch ihre koloniale Vergangenheit schmerzhaft miteinander 
verstrickt waren. 

Chief Alfons Maharero, heute der höchste traditionelle Anführer der Herero in Namibia, ist 
ein Enkel von Samuel Maharero, dem Oberhäuptling der Herero, der 1904 den deutschen Ko-
lonialherren den Krieg erklärte, nachdem sein Volk 20 Jahre lang unter kolonialer Fremdherr-
schaft, Unterdrückung und Landenteignung gelitten hatte. Der Krieg endete schon wenige 
Monate später mit der Schlacht am Waterberg und dem grösstenteils erfolglosen Versuch der 
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Herero, mitten in der Trockenzeit ins mehrere hundert Kilometer entfernte Betchuanaland zu 
flüchten. Im Oktober 1904 erliess der Oberbefehlshaber der deutschen Truppen, General Lo-
thar von Trotha, seinen berüchtigten Schiessbefehl, in dem er die Vernichtung des Herero-
Volkes anordnete. Durch den Krieg, auf der Flucht und in Gefangenenlagern kamen schät-
zungsweise 60.000 oder 80 Prozent der Herero um. Die Überlebenden wurden von ihren 
Wohnsitzen und Ahnengräbern vertrieben, ihr Vieh wurde konfisziert und damit ihre Lebens-
grundlage und Kultur zerstört. 

Seit hundert Jahren ist der Name Lothar von Trotha für die Herero die Verkörperung allen 
Schreckens und der weitgehenden Vernichtung ihres Volkes. Mit ungebrochener Trauer und 
Bitterkeit gedenkt man der Ereignisse, denn die Herero sind bis heute eine kleine, verarmte 
und entmachtete Bevölkerungsgruppe in Namibia geblieben. Mit etwa 8 Prozent der Gesamt-
bevölkerung haben sie auch in dem seit 1990 unabhängigen, demokratischen Land wenig 
Chancen, ihre Interessen in der von den Ovambo dominierten Regierungspartei zu vertreten. 
Die von der Bundesregierung geleistete Entwicklungshilfe von bisher über 500 Millionen Eu-
ro – die als Anerkennung der besonderen Verantwortung einer ehemaligen Kolonialmacht 
verstanden wird – kommt den Herero nur in bescheidenem Masse zugute. 

Eine Last auch für die Deutschen 
General Lothar von Trotha hat keine direkten Nachkommen, seine beiden Söhne verstarben 
kinderlos. Doch auch die weiter entfernten Verwandten des Generals tragen seit 100 Jahren an 
der Bürde ihres Namens, wenn er im Zusammenhang mit dem berüchtigten Vernichtungsbe-
fehl ihres Vorfahren genannt wird. So entstand die Idee, das Gedenkjahr zum Anlass einer 
Geste der Versöhnung zu nehmen: Am 15. November 2004 begegneten sich die Familie von 
Trotha und Familienmitglieder des Maharero-Königshauses, um sich im Geiste der Versöh-
nung die Hand zu reichen. Die deutsche evangelisch-lutherische Kirche in Namibia hatte die 
Begegnung vermittelt, die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) die Reise der Delega-
tion finanziert. 

«Die Familie von Trotha kann sich weder entschuldigen noch wieder gutmachen, was vor 100 
Jahren geschehen ist», sagt Wolf-Thilo von Trotha, Vorsitzender des Familienverbandes.    
«Aber zumindest können wir den Nachkommen Samuel Mahareros zeigen, dass die von Trot-
has heute nicht mehr für Rassismus und Gewalt stehen, sondern für Versöhnung und Aner-
kennung des Schmerzes der Herero. Es war nicht leicht, sich den Tatsachen zu stellen. Aber 
wir haben diesen Schritt getan und auch schriftlich dokumentiert, so dass er Teil unserer Fa-
miliengeschichte werden kann.» In einer Erklärung an den Gast aus Namibia drückt die Fami-
lie unmissverständlich ihr Bedauern darüber aus, dass Zehntausende von Herero zwischen 
1904 und 1907 durch brutale und für sie heute unbegreifliche Aktionen der deutschen Schutz-
truppe unter Lothar von Trothas Befehl zu Tode kamen. 

Für Chief Alfons Maharero war diese ungewöhnliche Begegnung nicht einfach; in einem 
fremden Land mit fremden Menschen klang lediglich der Name von Trotha schmerzlich ver-
traut. Aber er wisse, «dass man sich ins Gesicht schauen muss, um zu erkennen, ob Heilung 
und der Blick nach vorn möglich sind», sagte der 66-jährige Chief zu der Familie von Trotha. 
«In unserer Kultur kann man nicht miteinander vorwärts gehen, bevor man einander versteht. 
Daher wollte ich Sie sehen und kennen lernen.» Es sei wichtig, dass die zwei Familien, deren 
Vorfahren in einem schrecklichen Krieg gegeneinander gekämpft hätten, heute den Mut zeig-
ten, miteinander zu sprechen. Vor allem hoffe er, dass diese Gespräche «künftige Generatio-
nen inspirieren, zu Hütern des Friedens und der guten Beziehung zwischen unseren Ländern 
zu werden». 

Erst ein Anfang 
Das Treffen mit der Familie von Trotha sei nicht der Abschluss, sondern der Beginn eines 
Versöhnungsprozesses, fasste Chief Maharero seine Eindrücke von dem Besuch zusammen. 
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Damit schlägt er eindeutig einen anderen Weg ein als der in Europa wesentlich bekanntere 
Herero-Anführer Kuaima Riruako, der seit drei Jahren vor einem amerikanischen Gericht 
Klage gegen die Bundesregierung und deutsche Unternehmen führt und Reparationen für die 
Herero in Milliardenhöhe fordert. Riruako – dessen Klage just am 15. November vom Supre-
me Court in Washington erneut abgewiesen wurde - gilt in Europa vielerorts als Vertreter al-
ler Herero in Namibia, obwohl er von der namibischen Regierung nicht als traditioneller An-
führer der Herero anerkannt wird. Die fünf von der Regierung anerkannten Herero-Chiefs da-
gegen suchen zwar weniger öffentlichkeitswirksam, aber mit gleichem Engagement Wege für 
eine Wiedergutmachung. 

Erika von Wietersheim 

 
 

     Ausgabe 6/2005 

Entschädigung für Herero und Nama 
Von Jürgen Zimmerer 

„Vor hundert Jahren wurden die Unterdrücker – verblendet von kolonialem Wahn – in deut-
schem Namen zu Sendboten von Gewalt, Diskriminierung, Rassismus und Vernichtung. Die 
damaligen Gräueltaten waren das, was heute als Völkermord bezeichnet würde – für den ein 
General von Trotha heutzutage vor Gericht gebracht und verurteilt würde. Wir Deutschen be-
kennen uns zu unserer historisch-politischen, moralisch- ethischen Verantwortung und zu der 
Schuld, die Deutsche damals auf sich geladen haben. Ich bitte Sie im Sinne des gemeinsamen 
‚Vater unser‘ um Vergebung unserer Schuld. Ohne bewusste Erinnerung, ohne tiefe Trauer 
kann es keine Versöhnung geben. Versöhnung braucht Erinnerung. Das Gedenkjahr 2004 
sollte auch ein Jahr der Versöhnung werden.“ 

Mit diesen Worten entschuldigte sich die deutsche Entwicklungsministerin Heidemarie Wiec-
zorek-Zeul am 14. August letzten Jahres anlässlich des 100. Jahrestages der Schlacht am Wa-
terberg bei den Herero für den von Deutschen in Namibia begangenen Völkermord. Viele at-
meten damals ob des neuen Umgangs mit diesem dunklen Teil der deutschen Geschichte er-
leichtert auf, hofften sie doch, dass die Aufarbeitung nun auch in Deutschland vorankommen 
würde. Nicht nur schien die koloniale Amnesie um den ersten deutschen Völkermord durch-
brochen, sondern auch ein neues Kapitel in den Beziehungen zwischen Deutschland und den 
Herero aufgeschlagen. 

Doch diese Hoffnung hat sich nicht erfüllt. Im Gegenteil scheinen sich die Fronten zwischen 
Hereros und Deutschen wieder verhärtet zu haben. Verantwortlich dafür ist zum einen die von 
Wieczorek-Zeul noch in Namibia bestätigte Haltung der bundesdeutschen Regierung, keine 
Entschädigung zu zahlen, zum anderen aber auch die Art und Weise, wie der so genannte 
Versöhnungsprozess vorangetrieben wurde. 

Für einen Großteil der Herero um Chief Riruako, der „Wiedergutmachung“ in den USA ein-
zuklagen suchte, ist eine Entschuldigung ohne Entschädigung lediglich eine hohle Phrase, ja 
Ausdruck einer rassistischen Gesinnung. Das häufig zu hörende Argument lautet: Deutsch-
land habe den Genozid an den Juden, den Holocaust, eingestanden, und als Konsequenz dar-
aus Wiedergutmachungszahlungen geleistet. Nun habe Deutschland einen zweiten Völker-
mord anerkannt, weigere sich aber, Reparationen zu leisten – und dies offensichtlich nur, weil 
die Opfer Afrikaner gewesen seien. 
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Entwicklungshilfe und Reparationen 
Die Bundesregierung verweigert sich dagegen unter Verweis auf die hohe Entwicklungshilfe, 
die man seit der Unabhängigkeit Namibias eingedenk der besonderen Verantwortung leiste, 
jeder Diskussion um weitere Zahlungen. So richtig der Hinweis auf die Entwicklungshilfe ist, 
so verfehlt ist das Argument, es handele sich dabei um Wiedergutmachung. Entwicklungshil-
fe ist ein freiwilliges Angebot der Gebergesellschaft, ein nobler und moralischer Akt, man 
will helfen, teilen. Wiedergutmachung dagegen ist die Rückübertragung von etwas, was man 
dem anderen ungerechtfertigterweise genommen hat, ist Entschädigung für angerichtetes Un-
recht. Es ist keine Hilfe, sondern Anspruch des Geschädigten. 

Aber das Problem im Fall Namibias hängt auch mit der Organisation dieser Zahlungen zu-
sammen – und damit mit namibischer Politik: Die Entwicklungshilfe wird nämlich an den 
namibischen Staat bezahlt, nicht jedoch an individuelle Opfer des deutschen Kolonialismus 
oder an die Gruppe der Herero. Man wolle keine ethnische Spaltung des Landes fördern, ist in 
diesem Zusammenhang im Auswärtigen Amt und andernorts immer wieder zu hören. Wohl-
feil wird so die Verantwortung für den Völkermord, der zu einem Zeitpunkt verübt wurde, an 
dem es einen namibischen Nationalstaat noch gar nicht gab, unter Verweis auf einen angebli-
chen Willen und Nutzen der Afrikaner entsorgt. Diente früher der Grundsatz des Teile und 
Herrsche, die bewusste Fragmentierung der unterjochten Gesellschaften zur Stabilisierung der 
kolonialen Ordnung, bietet nun die Betonung des Nationalen einen komfortablen Weg, sich 
aus der Verantwortung zu stehlen. Der koloniale Weltgeist geht manchmal seltsame Wege. 

Die deutsche Politik wird, will sie sich nicht dem Vorwurf des Messens mit zweierlei Maß 
und des Rassismus aussetzen, dafür sorgen müssen, dass auch die Herero an der deutschen 
Entwicklungshilfe beteiligt werden. Sich der historischen Verantwortung zu stellen, ist jedoch 
nicht nur Aufgabe der Politik; auch die deutsche Zivilgesellschaft ist gefragt, sich mit der 
Vergangenheit in einer Art und Weise auseinander zu setzen, wie sie es auch mit den Verbre-
chen des Nationalsozialismus getan hat. In einem Land, in dem die eigene koloniale Ge-
schichte fast völlig vergessen und immer noch durch Mythen von der zivilisatorischen Leis-
tung der Deutschen in Afrika überdeckt wird, wäre eine öffentliche Diskussion über den Ge-
nozid an den Herero und Nama ein wichtiger Beitrag. Der von Wieczorek-Zeul angestoßene 
Versöhnungsprozess hätte hier ein wichtiger Schritt sein können. Diese Chance wurde aber 
verschenkt. 

Zwar fand letzten November in Bremen eine vollmundig apostrophierte Versöhnungskonfe-
renz statt,1 auf der sich erstmals eine größere Zahl Herero – sowohl aus dem Lager Riruakos 
als auch der SWAPO – mit Vertretern der namibischen wie der deutschen Regierung traf; die 
bundesdeutsche Zivilgesellschaft war jedoch kaum beteiligt. Dabei wäre es zwingend not-
wendig, aus der Debatte um monetäre Entschädigung eine grundsätzliche über deutsche Ko-
lonialgeschichte zu machen.2 

Dass diese Chance nicht genutzt wurde, liegt am zu engen Verständnis des Versöhnungspro-
zesses. Da die Nachkommen der Opfer in Namibia leben, es dort auch nach wie vor eine 
deutschsprachige Bevölkerungsgruppe gibt, glaubt man, es reiche aus, wenn man sich auf die 
dortigen Gruppen beschränke. Die Bundesrepublik spielt dabei, in Zusammenarbeit mit dem 
Scherfschen Versöhnungskomitee, die Rolle des Moderators und Geldgebers, die bundesdeut-
sche Gesellschaft fehlt völlig. Die Debatte darüber, was vor 100 Jahren in Namibia geschah 
und wie heute damit umzugehen ist, wird dadurch nicht befördert. Diese Debatte in Deutsch-
land und Namibia zu führen, ist aber erforderlich, gilt es sich doch erst einmal darauf zu eini-
gen, wer sich mit wem und über was zu verständigen hat. Die tiefen Verletzungen innerhalb 
der afrikanischen Bevölkerung Namibias durch die Deutschen bzw. alle im Lande lebenden 
Weißen begannen zwar während der deutschen Kolonialherrschaft und erreichten im Genozid 
einen traurigen Höhepunkt; sie beschränkten sich aber nicht darauf, sondern setzten sich unter 
südafrikanischer Herrschaft fort. Und unterschiedliche namibische Gruppen waren zu unter-
schiedlichen Zeiten unterschiedlich stark davon betroffen. 
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Wahrheit und Versöhnung 
Die Ovambo, die heute die Mehrheit der Bevölkerung – und auch der Regierung – stellen, er-
fuhren den deutschen Kolonialismus in ganz anderer Weise als die Nama, Herero, Damara 
oder San. So blieben sie im Besitz des von ihnen kultivierten Bodens, während die Herero 
und Nama all ihr Land verloren. Wenn nun im Zeichen einer allgemeinen Landreform zwar 
Farmen in afrikanische Hände übergehen, im traditionellen Hereroland nun aber Ovambo 
Ländereien erhalten, ist das für Herero kein Teil der Aussöhnung, sondern ein erneuter Schlag 
ins Gesicht. Über derartige Probleme gilt es zu verhandeln, diese Debatte ist Teil der Vergan-
genheitspolitik. So schön sich der Ausdruck Versöhnungskommission anhört, auch in seiner 
Anspielung an den südafrikanischen Prozess, so sei doch daran erinnert, dass vor das Aus-
handeln von konkreten Zuwendungen das offene Gespräch über die Schuld der Vergangenheit 
gehört. Auch in Südafrika hieß das berühmte Gremium ja „Wahrheits- und Versöhnungs-
kommission“. Ein derartiges offenes Gespräch wird manche Wunde aufreißen und manche 
Schmerzen bereiten. Wer dieses Gespräch aber mit dem Hinweis abzublocken trachtet, man 
müsse die Vergangenheit ruhen lassen und sich auf die Versöhnungsarbeit der Gegenwart 
konzentrieren – wie von Kreisen deutschsprachiger Namibier immer wieder zu hören ist –, 
der leistet der Verdrängung und Apologie Vorschub. Das gilt auch für Vertreter der Regie-
rungspartei SWAPO, die sich der dunklen Flecken ihrer Vergangenheit ebenfalls durch den 
Verweis auf die Aufgaben der Zukunft entledigt. Schlussstriche, das lehrt die Geschichte, sind 
alles, nur nicht geeignete Instrumente, um eine unselige Vergangenheit auf Dauer zu verarbei-
ten. 

In einer Versöhnungskommission muss die deutsche Zivilgesellschaft breiter vertreten sein. 
Eine derart breite Diskussion über die deutsche Verantwortung im Kolonialismus könnte der 
Beginn einer neuen Debatte über das Verhältnis von Afrika und Deutschland sein, und so 
könnte aus den Verbrechen des Kaiserreiches 100 Jahre danach ein Impuls werden, der ein 
besseres Geden- ken wäre als alle in Stein gehauenen Denkmäler. Entgegen der in einschlägi-
gen Kreisen zu hörenden Meinung, es handle sich um das Ausleben eines typisch deutschen 
Schuldkomplexes, der in einer nationalen Nabelschau immer nur auf deutsche Untaten schie-
le, gewönne Deutschland damit Anschluss an die internationale vergangenheitspolitische De-
batte. Denn in vielen anderen Ländern wird die koloniale Vergangenheit bereits kontrovers 
diskutiert, macht man sich Gedanken, wie Unrecht gesühnt, wie unterdrückte und teilweise 
ermordete Völker und deren Geschichte adäquat repräsentiert werden können. Ob die erbitter-
te Debatte in Australien um die genozidalen Züge der Besiedlungsgeschichte oder die Ausei-
nandersetzung in den USA um die Sklaverei – das Thema steht überall auf der Tagesordnung. 
Und dass seit dem Alaska Native Claims Settlement Act von 1971, der den Ureinwohnern eine 
Mrd. US-Dollar Entschädigung zusprach, immer mehr Gruppen von First Americans entschä-
digt wurden und in Washington letztes Jahr an zentraler Stelle ein Museum für sie eröffnet 
wurde, ist nur ein weiterer Beleg für die globale Politik der Wiedergutmachung. Gerade die-
jenigen, die für Deutschland eine erinnerungspolitische „Normalität“ einklagen, müssten sich 
also freuen, dass diese mit der Debatte um den deutschen Genozid an den Herero und Nama 
und – so hoffentlich in diesem Jahr – um den Maji-Maji-Krieg in damaligen Deutsch-
Ostafrika erreicht wird. 

Für Deutschland schlösse sich damit zudem ein Kreis, denn in der Tat waren die Entschuldi-
gungen und symbolischen Gesten der Sühne (man denke an Willy Brandts Kniefall in War-
schau) sowie die Versuche monetärer Wiedergutmachung das Vorbild vieler dieser Entschä-
digungsforderungen für historisch erlittenes Unrecht – und somit auch für eine Kultur der 
Wiedergutmachung und Entschädigung. 

1 The German Herero War – One Hundred Years After. 1904-2004: Realities, Traumas, Perspectives. 

2 Vgl. auch Jürgen Zimmerer und Joachim Zeller (Hg.), Völkermord in Deutsch-Südwestafrika. Der 
Kolonialkrieg in Namibia (1904-1908) und die Folgen, Berlin 2003. 
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     17.04.2006 

Der erste deutsche Völkermord 

Ein Jahrhundert nach dem Genozid in „Deutsch-
Südwestafrika“ 
Vor 100 Jahren endete der antikoloniale Widerstand der Herero und Nama in 
„Deutsch-Südwestafrika“ im ersten deutschen Völkermord. Noch immer wird 
jedoch die deutsche Kolonialherrschaft verharmlost. Die deutsche Bundesregie-
rung wehrte sich bis heute erfolgreich gegen finanzielle Entschädigungen. 
Von Thomas Schmidinger 

Mit nur zwei Kollegen war der deutsche Reichskommissar Heinrich Göring 1885 nach Süd-
westafrika gekommen um den international formulierten Anspruch des Deutschen Kaiser-
reichs auf das heutige Namibia abzusichern. Um ein Scheitern der deutschen Kolonialpolitik 
in Südwestafrika zu verhindern, wurde die Kolonie jedoch bald zur Siedlungskolonie ausge-
baut und die einheimische Bevölkerung durch deutsche Großgrundbesitzer an den Rand ge-
drängt. „Verlust von Land und Vieh, Verschuldung bei Händlern, Diskriminierung und zu-
nehmende Abhängigkeit von den Europäern führten die Herero in eine Krise, die 1904 in ei-
nem verzweifelten Aufstand ihren Höhepunkt fand.“(1) 

Die Rebellion begann im Jänner 1904 mit einem großen Überfall, bei dem über hundert Deut-
sche ums Leben kamen und die Eisenbahnlinie zwischen Windhoek und Swakopmund zer-
stört wurde. Obwohl die Herero bei ihren ersten erfolgreichen Überfällen auf deutsche Mili-
tärs und Großgrundbesitzer bewusst Frauen und Kinder schonten, wurden binnen weniger 
Wochen Gräuelmärchen von wütenden Afrikanern verbreitet, die Frauen vergewaltigen und 
grausam massakrieren würden. 

Fest steht, dass die Herero anfangs durchaus militärische Erfolge verzeichnen und große Teile 
ihres Landes von der Kolonialherrschaft befreien konnten. Dem Aufstand der Herero unter ih-
rem Paramount-Chief Samuel Maharero schlossen sich bald die Nama unter Kapitän Hendrik 
Witbooi an. Die Deutschen sahen sich genötigt Verstärkung anzufordern. Dabei ging es je-
doch bald nicht mehr nur um die Rückeroberung der Kolonie, sondern um Rache und Bestra-
fung der Aufständischen. Kapitän Gudewill vom Kanonenboot „Habicht“, das als erste Ver-
stärkung aus Deutschland in Südwestafrika eintraf, erklärte: „Die härteste Bestrafung des 
Feindes ist notwendig als Sühne für die zahllosen, grausamen Morde und als Garantie für eine 
friedliche Zukunft. Um Ruhe und Vertrauen der Weißen herzustellen ist völlige Entwaffnung 
und Einziehung von sämtlichen Ländereien und Vieh einzigstes Mittel.“ (2) 

„mit Strömen von Blut“ 
Schließlich wurde Generalleutnant Lothar von Trotha, der sich bereits in den Kolonialkriegen 
in Ostafrika (1894-1897) und China den Ruf eines besonders rücksichtslosen Militärs erwor-
ben hatte, zum Oberbefehlshaber der deutschen Truppen in Südwestafrika ernannt. Trotha 
brachte klare Vorstellungen von einem „Rassenkrieg“ gegen die afrikanische Bevölkerung 
mit und erklärte „die aufständischen Stämme mit Strömen von Blut“ (3) vernichten zu wollen. 
Tatsächlich ordnete Trotha bereits auf dem Schiff, das ihn nach Südwestafrika bringen sollte, 
den Vernichtungsfeldzug gegen die Aufständischen an: 

„a) Jeder kommandierende Offizier ist befugt, farbige Landeseinwohner, die bei verräteri-
schen Handlungen gegen deutsche Truppen auf frischer Tat getroffen werden, z.B. alle Rebel-
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len, die unter den Waffen mit kriegerischer Absicht betroffen werden, ohne vorrangiges ge-
richtliches Verfahren nach dem bisherigen Kriegsbrauch erschießen zu lassen. 

b) Alle anderen farbigen Landeseinwohner, die von deutschen Militärpersonen wegen des 
Verdachts strafbarer Handlungen festgenommen sind, werden durch besondere Feldgerichte 
abgeurteilt.“(4) 

Terror und willkürliche Erschießungen wurden somit zum Instrument deutscher Kolonialkrie-
ger. Die Entscheidungsschlacht fand schließlich am 11. August 1904 am Waterberg statt, wo 
sich ein Großteil der Herero mit Frauen, Kindern und Viehherden in Erwartung eines Frie-
densangebotes versammelt hatte. Die Deutschen dachten jedoch nicht an ein Friedensangebot, 
sondern schlugen die militärisch unterlegenen Herero in die Flucht. Der Großteil der Bevölke-
rung entkam in das weitgehend wasserlose Sandfeld in Richtung Osten. Die deutschen Trup-
pen gaben sich damit jedoch nicht zufrieden, sondern trieben die Hereros immer weiter in die 
Wüste hinein, wo der Großteil an Krankheiten, Hunger und Durst zugrunde ging. Spätestens 
hier kann davon ausgegangen werden, dass die Hereros nicht mehr besiegt, sondern vernichtet 
werden sollten. 

„Die Hereros sind nicht mehr deutsche Untertanen“ 
Die Wüste sollte vollenden, was die deutschen Truppen begonnen hatten. Um dies auch si-
cherzustellen, ordnete Trotha, der heute noch in der ehemaligen Lettow-Vorbeck-Kaserne in 
Hamburg mit einem Denkmal geehrt wird, an, alle aus der Omaheke-Wüste zurückkehrenden 
Herero zu erschießen: „Ich, der große General der deutschen Soldaten, sende diesen Brief an 
das Volk der Herero: Die Herero sind nicht mehr deutsche Untertanen. Sie haben gemordet, 
gestohlen, haben verwundeten Soldaten Ohren und Nasen und andere Körperteile abgeschnit-
ten und wollen jetzt aus Feigheit nicht mehr kämpfen. Ich sage dem Volk: Jeder, der einen der 
Kapitäne an einer meiner Stationen als Gefangenen abliefert, erhält 1.000 Mark, wer Samuel 
Maharero bringt, erhält 5.000 Mark. Das Volk der Herero muss jedoch das Land verlassen. 
Wenn das Volk dies nicht tut, so werde ich es mit dem Groot-Rohr [Geschütze] dazu zwin-
gen. Innerhalb der deutschen Grenzen wird jeder Herero mit und ohne Gewehr, mit oder ohne 
Vieh erschossen, ich nehme keine Weiber oder Kinder mehr auf, treibe sie zu ihrem Volk zu-
rück oder lasse auf sie schießen. Dies sind meine Worte an das Volk der Herero. Der große 
General des mächtigen Kaisers, von Trotha.“(5) 

Diese Anordnung Trothas kann nur als Anordnung zum vorsätzlichen Genozid verstanden 
werden. Und tatsächlich ließen die Deutschen die Hereros zu zehntausenden in der Wüste 
krepieren. Die wenigen Überlebenden wurden unter unmenschlichen Bedingungen in Lager 
gesperrt, wo weitere tausende Herero gemeinsam mit gefangenen Nama den Tod fanden. 

Mit dem Kriegseintritt der Nama im Süden des Landes war der Krieg auf neue Landesteile 
ausgeweitet worden. Auch die Nama wurden, wie zuvor die Herero, in die Wüste getrieben 
und durch die Zerstörung von Brunnen dem Verdursten ausgeliefert. Trotha, der offenbar eine 
Ausweitung des Aufstandes auf andere Bevölkerungsgruppen verhindern wollte, begleitete im 
Falle der Nama seine Vernichtungspolitik jedoch mit dem Aufruf zur Kapitulation. Dabei 
stellte er der Drohung der Vernichtung nach dem Vorbild des Massenmords an den Herero die 
Möglichkeit gegenüber, im Falle einer Kapitulation Gnade walten zu lassen. Der in diesem 
Sinne formulierte und später zurückgenommene Aufruf führte jedoch genauso wenig zur Be-
endigung des Nama-Aufstandes, wie der Tod des charismatischen Nama-Kapitäns Hendrik 
Witbooi am 25. Oktober 1905. Vereinzelte Kämpfe zwischen Deutschen und Nama fanden 
noch bis 1908 statt. 

Konzentrations- und Sammellager 
Aber auch das Leid der Herero und Nama in den Lagern ging weiter. Dabei war die Situation 
in den von christlichen Missionaren geführten „Sammellagern“ etwas besser als die in den 
von der Militäradministration errichteten „Konzentrationslagern“. Diese Konzentrationslager 
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erfüllten dabei neben der Funktion der Konzentrierung der Herero und Nama, um den aktiven 
Kämpfern die Unterstützung zu entziehen, auch ihre Funktion als Arbeitslager. Die Bedin-
gungen in den Lagern waren dabei so katastrophal, dass tausende internierte Herero und Na-
ma zugrunde gingen. Es fehlte an Nahrung und Trinkwasser. Krankheiten wie Typhus oder 
Skorbut breiteten sich in den Lagern aus. Nicht einmal der Bedarf an Arbeitskräften führte zu 
einer Verbesserung der Situation. Lieber wurde die Einstellung der Arbeiten in Kauf genom-
men. 

„Obwohl der ‚Schießbefehl’ widerrufen worden und von Trotha im November 1905 nach 
Deutschland zurückgekehrt war, hielt offensichtlich ein Teil der Offiziere an dessen Vernich-
tungspolitik fest. Im Lager auf der Haifischinsel kam es zu einer bewussten Ermordung durch 
Vernachlässigung. Die Auswahl der Opfer erfolgte allein aufgrund ihrer tatsächlichen oder 
angenommenen ethnischen Zugehörigkeit; individuell begangene Verbrechen oder Wider-
standhandlungen spielten als Motiv für die Internierung keine Rolle. Intendiert war die Zer-
störung ganzer Stämme, aus deutscher Sicht: rassischer Einheiten.“(6) 

Vom Kolonial- zum Rassenstaat 
Diese Vernichtungspolitik war jedoch nur die Spitze des Eisbergs. Das gesamte koloniale Ge-
füge Deutsch-Südwestafrikas wurde mehr und mehr nach rassistischen Gesichtspunkten ge-
ordnet. Auf das Bemühen des deutschen Gouvernements hin erklärte das Bezirksgericht 
Windhoek im September 1907 standesamtlich geschlossene Ehen von Deutschen mit „Einge-
borenen“ rückwirkend für ungültig. Nachkommen aus gemischten Ehen wurden zu „Eingebo-
renen“ erklärt, „solange sich noch die Abstammung von einem Zugehörigen eines Naturvolks 
nachweisen läßt.“(7) Damit hatte die Kolonialverwaltung endgültig den Schritt von einer kul-
turalistischen zu einer rassistischen Definition der „Eingeborenen“ gesetzt. 

In Deutschland wurde mit dem Krieg gegen die Herero der Vernichtungskrieg erprobt, der ei-
nige Jahrzehnte später im Osten fortgesetzt werden sollte. Zwar lässt die Vernichtung der He-
rero und Nama noch nicht die Systematik und v. a. die industrielle Konsequenz der Vernich-
tung in den nationalsozialistischen Konzentrations- und Vernichtungslagern erkennen, sehr 
wohl finden sich aber bereits Aspekte der Vernichtung durch Arbeit in der Behandlung der 
gefangenen Nama und Herero. Bereits im Falle der „Konzentrationslager“ in Deutsch-
Südwest wurde dabei der Vernichtung höhere Priorität eingeräumt als der Verwendung der 
Insassen als Arbeitssklavinnen. Mehrfach ist die Einstellung von Arbeiten bezeugt, da zu we-
nig arbeitsfähige Personen vorhanden waren. Die Versorgungslage in den Lagern wurde in 
der Folge jedoch nicht verbessert. Der Tod der Gefangenen hatte Priorität vor deren ökonomi-
schen Vernutzung. 

Dabei hatte der Kolonialkrieg in Südwestafrika eine weit über die Kolonie hinausgehende 
Bedeutung. Der Krieg erhielt im Mutterland enorme Aufmerksamkeit. Trotha war einer der 
populärsten deutschen Militärs. Abenteuerromane und Kriegserinnerungen wurden in 
Deutschland zu Bestsellern und leisteten so ihren Beitrag zur hegemonialen Herausbildung 
eines rassistischen Bewusstseins. 

Auch wenn von den Konzentrationslagern in Deutsch-Südwestafrika keine einfache Linie 
nach Auschwitz zu ziehen ist und die Unterschiede zwischen Rassismus und Antisemitismus 
nicht vernachlässigt werden können, so gälte es doch auch den Beitrag des (kolonialen) Ras-
sismus zur deutschen Vernichtungspolitik der 1940er Jahre genauer herauszuarbeiten. Trotz 
direkter, auch personeller Verbindungen zwischen den Mördern der Herero und Nama und 
den späteren Nationalsozialisten, für die etwa die Biographie von General Wilhelm Faupel 
steht, spielte die deutsche Kolonialpolitik, der damit verbundene Rassismus und der Genozid 
in Deutsch-Südwestafrika in der Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus bisher 
kaum eine Rolle. 

Auch die deutsche Öffentlichkeit stellte sich bisher keiner Auseinandersetzung mit dem Völ-
kermord in Deutsch-Südwestafrika. Selbst im „Jubiläumsjahr“ 2004 beschränkte sich die 
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deutsche Bundesregierung auf spärliche und unverbindliche Gedenkrituale. Die Auseinander-
setzung mit dem deutschen Kolonialismus in Afrika blieb weitgehend privaten Initiativen wie 
der „Anti-colonial Africa Conference“ in Berlin vorbehalten. Über die von Vertreterinnen der 
Herero geforderte finanzielle Entschädigung wollen deutsche Politikerinnen nicht einmal dis-
kutieren. 

Anmerkungen: 

(1) Walter Schicho: Handbuch Afrika. Band 1. Frankfurt am Main / Wien, 1999, S. 172. 
(2) Zit. nach Jürgen Zimmerer: Krieg, KZ und Völkermord in Südwestafrika. Der erste deutsche Genozid. In: 
Jürgen Zimmerer / Joachim Zeller: Völkermord in Deutsch-Südwestafrika. Der Kolonialkrieg (1904 -1908) in 
Namibia und seine Folgen. Berlin, 2003, S. 48. 
(3) Trotha an Leutwein, 5.11.1904, zit. nach Drechsler, Horst: Südwestafrika unter deutscher Kolonialherrschaft. 
Der Kampf der Herero und Nama gegen den deutschen Imperialismus 188449b'. Berlin, 1966 S. 156. 
(4) Zit. nach Zimmerer 2003, S. 50. 
(5) Zit. nach http://www.africa-anticobnial.org/DE/p-2004-01-10-taz-doku-trotha.htm 
(6) Zimmerer 2003, S. 58. 
(7) Jürgen Zimmerer: Der koloniale Musterstaat? Rassentrennung Arbeitszwang und totale Kontrolle in Deutsch-
Südwestafrika. In: Zimmerer/Zeller (Hg.) 2003, S. 28. 
(8) Faupel war bereits 1900 an der Niederschlagung des Boxeraufstands in China beteiligt. 1904 meldete er sich 
freiwillig in der Deutschen „Schutztruppe“ in Südwestafrika und war dort direkt am Genozid an den Herero be-
teiligt. 1934 übernahm der die Präsidentschaft des Ibero-Amerikanischen Instituts und wurde einer der wichtigs-
ten NS-Kontaktmänner zur Lateinamerika. Oliver Gliech: Wilhelm Faupel. Generalstabsoffizier, Militärberater, 
Präsident des Ibero-Amerikanischen Instituts. In: Liehr / Maihold / Vollmer (Hg.): Ein Institut und sein General. 
Wilhelm Faupel und das Ibero-Amerikanische Institut in der Zeit des Nationalsozialismus. Frankfurt am Main, 
2003, S. 131-279. 

Quelle: Context XXI 8/2004 

 
 

     28.10.2006 

Entschädigungszahlungen 

Namibia fordert Geld für Kolonialgräuel 
In Namibia haben die Parteien der Nationalversammlung eine Entschädigung für 
die Kriegsgräuel während der deutschen Kolonialzeit verlangt. Die Bundesregie-
rung solle eine angemessene Summe als Wiedergutmachung zahlen. 

 
Blick auf die namibische Wüste: Namibia erhält als Schwerpunktland der deutschen Afrikapolitik die 
höchste Pro-Kopf-Entwicklungshilfe – © Jürgen Götz/DDP  
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In Namibia mehrt sich der Druck auf die Bundesregierung, für Kriegsgräuel während der 
deutschen Kolonialzeit (1884-1915) eine Entschädigung zu zahlen. Eine Forderung von Here-
ro-Oberhäuptling Kuaima Riruako wird von der Nationalversammlung der einstigen Kolonie 
Deutsch-Südwestafrika ausdrücklich unterstützt. Nach Angaben der in der Hauptstadt Wind-
huk erscheinenden „Allgemeinen Zeitung“ hatte die Forderung am Vortag die Zustimmung 
von allen Parteien erhalten. 

Riruako sagte, er fühle sich in seiner Überzeugung bestätigt, dass die von deutschen Kolonial-
truppen begangenen Verbrechen an den Herero den Tatbestand des Völkermords erfüllen. 
Demnach hätten die Herero auch Anspruch auf die „Zahlung einer Entschädigung der Bun-
desregierung“. Die namibische Regierung sollte als „interessierte Partei“ an möglichen Ver-
handlungen teilnehmen. 

„Das Schweigen brechen“ 
Auch die traditionellen Nama-Behörden fordern Wiedergutmachung für die Opfer in ihren 
Reihen und die Vertreibung während des Krieges von 1904 bis 1907. Nach Angaben der „All-
gemeinen Zeitung“ geht das aus einer Presseerklärung hervor. Vergangene Woche hätten sich 
Behördenvertreter getroffen, um „das Schweigen in dieser Angelegenheit zu brechen und eine 
klare Richtlinie für Forderungen nach Entschädigung für die betroffenen Nama (ein anderer 
Volksstamm) aufzustellen“. 

Die Nama-Behörden nehmen in ihrer Erklärung auch Bezug auf die namibisch-deutsche Ver-
söhnungsinitiative, die vergangenes Jahr ins Leben gerufen worden war, verwiesen aber auf 
Verhandlungsbedarf. Die Initiative sollte besondere Maßnahmen zur Entwicklung von Gebie-
ten auf dem Land unterstützen, in denen Herero, Nama (Hottentotten) und Damara leben. Vor 
allem diese Stammesgruppen hatten sich einst gegen die deutsche Kolonialherrschaft aufge-
lehnt. Der Aufstand wurde von deutschen Truppen gewaltsam niedergeschlagen. Dabei sollen 
nach Schätzungen rund 90.000 Afrikaner ums Leben gekommen sein. 

20 Millionen als Entschädigung 
Vereinbart werden sollte die Zahlung von rund 20 Millionen Euro von 2006 bis 2015. Alle 
Menschen, die in diesen Gebieten leben, sollten von der Initiative profitieren und sich aktiv an 
der Ausgestaltung beteiligen können. Die Vereinbarung sollte Ende 2005 beim Deutschland-
besuch von Namibias Präsidenten Hifikepunye Pohamba unterschrieben werden, war aber 
wegen weiteren Konsultationsbedarfs verschoben worden. 

Namibia erhält als Schwerpunktland der deutschen Afrikapolitik die höchste Pro-Kopf-
Entwicklungshilfe. Der Staat war von 1884 bis 1915 deutsche Kolonie, danach Mandatsgebiet 
des Völkerbunds unter südafrikanischer Verwaltung und ist seit 1990 unabhängig. Der Bun-
destag hatte sich zwei Mal zu Deutschlands besonderer Verantwortung für Namibia bekannt. 

 
 

     11.11.2006 

„Tatbestand Völkermord“ 
Gespräch mit Henning Melber. Über den deutschen Genozid an den Herero und 
Nama und namibische Forderungen nach Wiedergutmachung. Über das Ver-
hältnis SWAPO–DDR und einen Besuch Margot Honeckers in Windhoek. 
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Der Völkermord an den Herero und Nama, begangen ab 1904 von deutschen Kolonialtruppen 
im Südwesten Afrikas, spielt hierzulande kaum eine Rolle – weder in der Geschichtsschrei-
bung, noch auf politischer Ebene oder im öffentlichen Bewußtsein. Wie ist der juristische 
Umgang damit? 

Der Völkermord an den Herero und Nama kann in Deutschland geleugnet werden, ohne daß 
es strafrechtliche Folgen hätte – im Gegensatz zu Auschwitz. Ich bin mir aber auch nicht si-
cher, ob es ein probates Mittel wäre, dieses zu ändern. Das würde zwar den öffentlichen Dis-
kurs um den ersten Genozid des zwanzigsten Jahrhunderts und seine Anerkennung befördern, 
doch sollte das auch auf anderem Weg als mit strafrechtlichen Restriktionen möglich sein. 

Wie soll das geschehen, zumal vor allem die elektronischen Medien das Thema Namibia der-
zeit ungewohnt gehäuft präsentieren? Da wird in TV-Soaps und Reisereportagen die deutsche 
Kolonialgeschichte weichgespült und der Völkermord relativiert. Fleißige Deutsche kultivie-
ren das Land und lehren die zwar freundlichen, aber unwissenden Schwarzen den Bau der Ei-
senbahn. Hat da eine Aufklärung überhaupt eine Chance? 

Kaum. Wir verfügen nicht über die Medien, und in den Schulen hat sich wenig getan. Es wird 
also weiter eine Relativierung der deutschen Kolonialgeschichte stattfinden. In diesem Zu-
sammenhang wäre es aber schon interessant zu erfahren, wie die Akzeptanz derartiger Verfäl-
schungen durch Teile der Bevölkerung zustande kommt. Es müßten die tiefenpsychologi-
schen Wurzeln offengelegt werden, die es ermöglichen, daß es nach wie vor gelingt, Koloni-
algeschichte relativierend darzustellen – so wie das auch eine Zeitlang im Umgang mit dem 
deutschen Faschismus geschah. Da war klar, daß in der Debatte über kurz oder lang der Hin-
weis auf die Hitlerschen Autobahnen kam und auf die Verringerung der Arbeitslosigkeit. So 
wurde letztlich das Verbrecherische des Naziregimes verdeckt. 

Ist der Völkermord von Berlin offiziell anerkannt? 

Eine klare Antwort darauf ist auch über hundert Jahre danach schwierig. Die vier Nachkriegs-
jahrzehnte hindurch wurde er in der BRD nicht anerkannt. Im August 2004 dann hat Heide-
marie Wieczorek-Zeul als die für Entwicklungspolitik zuständige Ministerin bei einer Ge-
denkfeier in Namibia davon gesprochen, daß unter Zugrundelegung des heutigen Rechtsver-
ständnisses die Ereignisse von 1904 und danach dem Tatbestand eines Völkermords gleich-
kommen. Und daß ein General von Trotha, der Befehlshaber der Schutztruppen war, nach 
heutigen Rechtsnormen für Kriegsverbrechen zur Verantwortung gezogen werden müßte. 

Das äußerte eine einzelne Ministerin– und dazu eines Ministeriums, das nun nicht gerade die 
größte Bedeutung hat in Deutschland. Es fand keinerlei Niederschlag in einer offiziellen par-
lamentarischen Entschließung des Bundestags. Es fand keine Entsprechung in Form von Ver-
lautbarungen des Auswärtigen Amtes oder des Außenministers geschweige denn des Kanzlers 
oder des Bundespräsidenten. Von daher ist die Bedeutung dieser Entschuldigung ungeklärt: 
Ist sie nun staatsoffiziell oder ministeriell? 

So oder so blieb Wieczorek-Zeuls Rede vom August 2004 folgenlos. Seitdem herrscht seitens 
Berlins das große Schweigen in dieser Sache. Welche Konsequenzen hätte es geben müssen? 

Die Anerkennung der Notwendigkeit von Kompensationsleistungen und Reparationszahlun-
gen – in welcher Form auch immer. Das kann ausgehandelt werden. 

Welche Vorstellungen gibt es hierzu? 

Es wurde unter anderem ein Fonds vorgeschlagen, der Infrastrukturmaßnahmen in den Gebie-
ten der damals am meisten betroffenen Bevölkerungsgruppe finanziert. Die durch die damali-
ge Vernichtungsstrategie geschaffenen und seither gesellschaftlich verankerten Benachteili-
gungen, die im nachkolonialen Namibia weiter bestehen, sollten zugunsten der Nachkommen 
der damals Betroffenen gemindert werden. Bis heute bleiben die strukturellen Folgen des be-
gangenen Unrechts erkennbar, indem auf dem früheren Herero- und Nama-Land weiße kom-
merzielle Farmer leben und darüber als ihr Privateigentum verfügen. Grundsätzlich geht es 
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ausdrücklich um eine Kompensationsleistung als Ergebnis des Eingeständnisses von Unrecht, 
das in deutschem Namen begangen wurde. 

Um welche Geldbeträge würde es sich handeln? 

Natürlich wären es höhere Summen als die derzeit im Gespräch befindlichen 160 Millionen 
Namibia-Dollar (20 Millionen Euro) für eine von der BMZ-Ministerin angeregte »Versöh-
nungsinitiative«. Aber auch diese stellen genau betrachtet für Deutschland nicht das Haupt-
hindernis dar für einen Schritt in Richtung Schuldanerkennung, Wiedergutmachung und Ver-
söhnung. Was immer der Betrag wäre, ließe sich genau besehen für das bundesdeutsche Sä-
ckel verschmerzen. 

Was hindert die reiche Bundesrepublik, den Völkermord anzuerkennen, die Gelder lockerzu-
machen, zumindest den Anschein von Reue zu erwecken und souverän damit umzugehen? 

Einerseits ein Kräfteverhältnis, das es der Bundesregierung erlaubt, diese praktische Schuld-
anerkennung einfach zu verweigern. Es gibt keine politischen Kräfte, die das entsprechend 
einfordern könnten, denn die Herero und Nama sind ja nicht die Sieger gewesen. Sie waren 
die Verlierer, und sie hatten zudem bis vor kurzem auch in Gestalt der namibischen Regie-
rung keine Fürsprecherin, die sie nachhaltig unterstützen würde. Zum anderen rüttelt es an ein 
Grundverständnis, koloniales Unrecht nicht zu kompensieren. Dies geht mit der Befürchtung 
einher, mit einem solchen Schritt würde die Büchse der Pandora geöffnet. 

Ist also mit weiteren Reparationsforderungen zu rechnen? 

Eigentlich nicht. Tatsächlich entspricht lediglich das Vorgehen gegen die Herero und Nama 
der Definition von Genozid durch die Völkerrechtskonvention. Das unterscheidet ihn auch 
von den meisten anderen Formen kolonialer Massenvernichtung. Trotzdem würde dessen 
Kompensierung durch Reparationen die grundsätzliche Frage aufwerfen, wie denn jetzt zum 
Beispiel Großbritannien angesichts der neuesten Erkenntnisse an Massenvergewaltigung, Fol-
ter und Vernichtung der Kikuyu während des Mau-Mau-Aufstandes in den fünfziger Jahren in 
Kenia damit umgehen würde – zumal dort noch direkt Überlebende die Reparationen einfor-
dern könnten. Oder wie sich Paris angesichts der Massengewalt, Vergewaltigungen, Exekuti-
onen, Folter der Algerier im Widerstand gegen die französische Besatzung verhalten würde. 

Das ließe sich angesichts der grundsätzlich blutigen Kolonialgeschichte der Europäer und 
US-Amerikaner dann beliebig erweitern...? 

Wenn es zeitlich nicht gebunden ist an Überlebende, sondern einfach an »Wiedergutma-
chung« von begangenem Unrecht, dann landen wir früher oder später bei der Frage, die seit 
Jahren im Raum steht: Wie stellen es sich Europa und die USA eigentlich vor, die strukturel-
len Ungleichheiten, die durch den Sklavenhandel geschaffen wurden, unter denjenigen zu 
kompensieren, die seither ständig die global Benachteiligten waren? 

Die postkolonialen Täterstaaten wehren sich gegen Rechtsansprüche. Wie kann man sich das 
vorstellen: Haben sie sich diesbezüglich international koordiniert oder zumindest abgespro-
chen? 

Ich glaube, einer solchen Absprache bedarf es nicht. Die Bundesregierung würde sich schon 
rein intuitiv nicht auf dieses Minenfeld begeben. Ich schließe aber auch nicht aus, daß es bei 
der einen oder anderen Begegnung im EU-Rahmen zu der einen oder anderen Bemerkung en 
passant gekommen ist, mit der der Außenminister aus Großbritannien, Frankreich, Portugal, 
Spanien, Belgien oder einem anderen früheren Kolonialland den deutschen Kollegen zur Vor-
sicht gemahnt hat. Aber das ist spekulativ. Ich halte es aber nicht für abwegig. 

Welche Chancen bestehen angesichts auch dieser internationalen Barrieren, das Thema auf 
die Agenda der deutschen Politik zu bekommen? 

Es ist nicht davon auszugehen, daß sich im öffentlichen Bewußtsein etwas bewegt, und wenn 
doch, dann eher wenig. Interessanter ist die Entwicklung in Namibia. Einerseits wurde gerade 
die wochenlang geführte parlamentarische Debatte beendet, und das Parlament entschied sich 
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einstimmig dafür, Berlin mit dem Thema Reparationsforderungen zu konfrontieren. Ein ent-
sprechender Entschließungsantrag war vom Herero- Häuptling Kuaima Riruako als Initiator 
der Klage vor den US-Gerichten im Parlament eingebracht worden. Die Sache der Herero und 
Nama wurde zu einer nationalen Sache erklärt und die Forderung nach Reparationen unter-
stützt. Die Bundesregierung hat ihren Bündnispartner in Gestalt der SWAPO-Regierung in 
dieser Frage verloren. Das ist eine wesentliche Akzentverschiebung. 

Warum hat sich die Position der SWAPO verändert? 

Nicht unwesentlich wirkte der Auftritt des Linkspartei-Abgeordneten Hüseyin Aydin im Au-
gust in Namibia. Er sei Internationalist und empfände es als Skandal, daß der Entschuldigung 
der Ministerin im August 2004 bisher keine Anerkennung von Kompensation oder Reparation 
gefolgt ist, erklärte er als Gastredner bei den Gedenkfeiern der Herero, wo er auch mit Regie-
rungsvertretern sprach. 

Die Rede des Abgeordneten einer nicht regierenden und weitgehend abgeblockten Partei löst 
einen derart folgenreichen Prozeß aus – wie ist das vorstellbar? 

Warum das Wirkung zeigte, geht auf zwei Gründe zurück: Einerseits vertritt Aydin eine Par-
tei, die die Regierungsvertreter in Namibia an das Deutschland erinnert, das bis 1989 den Be-
freiungskampf der SWAPO unterstützt hat. Der »gute deutsche Staat« war mit dem Mauerfall 
abhanden gekommen, lebt aber im SWAPO-Bewußtsein heute in der Linkspartei indirekt wei-
ter. Zum zweiten repräsentiert Hüseyin Aydin von seiner Erscheinung und Herkunft her nicht 
den deutschen Mainstream, sondern eine Minderheitengruppe, die selbst persönliche Erfah-
rung mit Ausgrenzung, Unterdrückung, Marginaliserung und Diskriminierung besitzt. Auch 
dadurch wurden Tore dafür geöffnet, sich mit Forderungen auseinanderzusetzen, die vorher 
abgeprallt waren. 

SWAPO-Generalsekretär Ernest Ngarikutuke Tjiriange ist selbst Herero und studierte in den 
Siebzigern mehrere Jahre in der Sowjetunion – auch ein Grund für den innernamibischen 
Brückenschlag? 

Er ist tatsächlich prädestiniert dafür, die Verbindung zwischen Herero und Regierung herzu-
stellen. Die war bisher schwer möglich, da die Herero-Interessen von Gruppierungen vertreten 
wurden, die für ihre Anti-SWAPO-Position bekannt sind. Noch vor zwei Monaten hätte kein 
Mensch daran geglaubt, daß ein SWAPO-Generalsekretär im Parlament die grundsätzliche 
Unterstützung der Herero-Forderung erklären würde. 

Wie sehen Sie das deutsche Verhältnis zu Namibia ohne DDR, zu der die SWAPO ja heraus-
ragend gute Beziehungen hatte? 

Es war von Pragmatik auf beiden Seiten geprägt. Eine Bundestagsentschließung bediente sich 
bereits 1989 eines skandalösen Euphemismus, als sie von der »besonderen historischen Ver-
antwortung« gegenüber Namibia redete und so den Völkermord verniedlichte. Aber die 
SWAPO-Regierung hat keinen Anstoß genommen, daß unter Verweis darauf die BRD die 
größte staatliche Geberin im Bereich von Entwicklungshilfeleistungen wurde. Die bilateralen 
Beziehungen sind kein Liebesverhältnis, sondern ein pragmatischer Pakt unter Regierungseli-
ten. Als Präsident Sam Nujoma 1996 und 2002 auf Staatsbesuch in Deutschland war, wurde 
allerdings auch augenscheinlich, daß er sich im Osten am wohlsten fühlte, während in der al-
ten BRD schon seine Körpersprache ein sehr distanziertes Verhältnis zum Ausdruck brachte. 

Die Erfahrungen mit dem solidarisch agierenden Realsozialismus prägten die SWAPO sicher-
lich auch programmatisch mit. Was ist heute gemessen am ursprünglichen Anspruch der 
SWAPO noch sozialistisch? 

Nichts. Die Loyalitäten der Vergangenheit existieren auf einer Gefühlsebene. Es ist die Affi-
nität zu einem System, mit dem man vertraut war, in dem man sich sicher fühlte. Verwundete 
Kämpfer der SWAPO wurden in DDR-Krankenhäusern gepflegt. Die DDR war ein Land, 
dem die Befreiungsbewegung mehrere hundert der eigenen Kinder anvertraut hat, um sie zu 
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erziehen, zu sozialisieren. Das Gefühl gegenüber dem Osten ist immer noch anders als dem 
feindlichen kapitalistischen Westen gegenüber– selbst wenn dann die Regierungspolitik der 
SWAPO inzwischen eher einem neoliberalen Programm verpflichtete ist. 

Als in Namibia im November 1989 die Volksabstimmung über die verfassungsgebende Ver-
sammlung durchgeführt wurde, fiel gerade die Mauer in Berlin. Als Namibia im März 1990 
unabhängig wurde, wählte die DDR gerade eine antikommunistische Regierung. Es drängte 
sich seinerzeit der Eindruck auf, als hätte die SWAPO schnell und pragmatisch die Vergan-
genheit entsorgt, oder? 

Vielleicht. Aber doch tut sich manch Überraschendes auf der Ebene von emotionalen Affini-
täten. So waren zu den Unabhängigkeitsfeiern 2005, anläßlich derer auch der neue Staatsprä-
sident Hifipekunye Lucas Pohamba als Nachfolger von Sam Nujoma vereidigt wurde, zwei 
deutsche Ehrengäste eingeladen: Der frühere BRD-Außenminister Hans-Dietrich Genscher, 
der sich aufgrund seiner Integrität bei den Verhandlungen um die UNO-Resolution 435 zur 
Unabhängigkeit 1989 hohes Ansehen erworben hatte bei der SWAPO, und Margot Honecker. 
Genscher erschien aus Krankheitsgründen nicht, doch Margot Honecker, die aus Chile ange-
reist war, saß bei der Fernseh-Live-Übertragung auf der Ehrentribüne drei Stunden lang voll 
im Bild. 

Das wird die Bundesregierung nicht gefreut haben. 

Dr. Henning Melber, 1950 in Westdeutschland geboren, 1967 mit seinen Eltern nach Namibia 
ausgewandert, trat bereits 1974 als einer der ersten Weißen der antikolonialen Befreiungsbe-
wegung SWAPO bei. 1990 wurde Namibia unabhängig. Nach einigen Jahren Forschungs- 
und Lehrtätigkeit an der Universität Kassel leitete Melber von 1992 bis 2000 das namibische 
Forschungsinstitut NEPRU, danach wechselte er als Forschungsdirektor an das Nordic Africa 
Institute in Uppsala (bis 2006). Seit 1. November ist er Direktor der schwedischen Dag-
Hammarskjöld-Stiftung. 

Quelle: AG Friedensforschung an der Uni Kassel 

 
 

     20.02.2007 

Kampagne für Reparationen 
Premier Angula stärkt Forderungen der Herero und schlägt 
globales Handeln vor 
Namibias Premierminister Nahas Angula hat die Herero-Gemeinschaft in ihrer 
Forderung nach Reparationen von Deutschland ermutigt. Wie er am Wochenen-
de vorschlug, sollten diese Aktivitäten in eine globale Kampagne für Wieder-
gutmachung münden. 
Von Stefan Fischer 

Windhoek/Okakarara – Angula war Gastredner vor rund 800 Anwesenden auf dem 4. Kon-
gress des Ovaherero/Ovambanderu-Rates für den Dialog über den Genozid 1904 (OCD-
1904), der am vergangenen Wochenende in Okakarara stattgefunden hatte (AZ berichtete). 
,,Die Forderung nach Wiedergutmachung sollte ein langfristiges Ziel sein“, so Angula. Sie 
sollte überdies ,,Teil einer globalen Kampagne für Wiedergutmachung“ sein, die sich gegen 
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jene richten soll, die ,,Sklaverei, kolonialen Völkermord, andere Formen des kolonialen Miss-
brauchs und Ausbeutung der afrikanischen Völker verewigt haben“. In diesem Zusammen-
hang lobte der Premierminister die Aktivitäten des Rates zur ,,Mobilisierung der öffentlichen 
deutschen Meinung und Gesetzgeber“ als ,,Schritt in die richtige Richtung“. 

Laut der Resolution, die während des Kongresses verabschiedet wurde, sieht sich OCD-1904 
in seiner Aufgabe bestätigt, ,,den Prozess eines konstruktiven Dialoges über Reparationen mit 
der deutschen Regierung fortzusetzen“. Das Gremium strebt überdies eine ,,Zusammenarbeit 
mit anderen Gemeinschaften an, die direkt oder indirekt von der deutschen kolonialen Brutali-
tät betroffen sind“. Dies sei ein neuer Aspekt in der Herangehensweise, bestätigte OCD-1904-
Sekretär Ueriuka Tjikuua auf AZ-Nachfrage. Der Ovaherero/Ovambanderu-Rat äußert in ei-
nem weiteren Punkt der Resolution außerdem seine Erwartung an die namibische Regierung, 
,,eine Rolle im anvisierten Prozess des Dialogs zwischen der deutschen Regierung und den 
betroffenen Gemeinschaften“ zu spielen. 

Ganz deutlich distanzierte sich die Versammlung in ihrem Anliegen von der so genannten 
Namibia-Initiative der deutschen Regierung, die 20 Mio. Euro für die Aufwertung der Le-
bensbedingungen von Namibiern zahlen will. Diese Initiative ,,kann nicht und sollte nicht in 
Verbindung mit der Forderung nach Wiedergutmachung“ gebracht werden, heißt es in der 
Resolution. In einer Grußbotschaft, die in seiner Abwesenheit verlesen wurde, führte der 
deutsche Botschafter Arne Freiherr von Kittlitz aus, dass die Initiative ,,Deutschlands beson-
dere historische, politische und moralische Verantwortung gegenüber Namibia“ würdigen sol-
le. ,,Das übergreifende Ziel ist, die Bedingungen der erniedrigenden Armut in den Gemein-
schaften anzusprechen“, so der Botschafter. Das Geld sei deshalb für Entwicklungsprojekte in 
verschiedenen Regionen vorgesehen. Freiherr von Kittlitz betonte, dass die Initiative weiter-
hin den Zielen des Nationalen Entwicklungsplanes sowie der namibischen Vision 2030 die-
nen werde. 

(Quelle: Homepage von Hüseyin Aydin MdB) 

 
 

   SPIEGEL SPECIAL Geschichte 2/2007 – 22.05.2007 

Das Zeitalter der Kolonien 

Ein Kuhhandel 
Seit 17 Jahren fordern die Herero Entschädigung für den Völkermord 
während der deutschen Kolonialzeit. 
Von Almut Hielscher 

Ein Schlagfeuerzeug aus Messing. An der mit zarten Gravierungen versehenen schlanken Do-
se hängt an einem Kettchen ein Eisenring zum Schlagen von Funken, mit denen man den in 
der Dose aufbewahrten Baumschwamm entzünden kann. Daniel Ndjombo, 77, ein Kleinbauer 
in Otumborombonga im Herero-Land, hat es von seinem Großvater geerbt. Der hatte das ü-
beraus begehrte Gerät damals von einem deutschen Händler erworben – einen ganzen Ochsen 
hatte er dafür geben müssen. Das alte Feuerzeug würde wohl noch heute in einer Holzkiste in 
Daniel Ndjombos Blechhütte liegen, hätte er es nicht zwei deutschen Ethnologinnen, Larissa 
Förster und Clara Himmelheber, als Leihgabe für das Kölner Rautenstrauch-Joest Museum 
für Völkerkunde zur Verfügung gestellt. Doch bei der Ausstellung „Namibia – Deutschland: 
Eine geteilte Geschichte“, die 2004 monatelang in Köln und später im Deutschen Histori-
schen Museum in Berlin lief, wurde das Schlagfeuerzeug aus der deutschen Kolonialzeit aus 
der Glasvitrine gestohlen, vermutlich von einem Sammler. 
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Museumsdirektor Klaus Schneider war dieser Diebstahl peinlich. Deshalb fuhr er bei einer 
Namibia-Reise von der Hauptstadt Windhuk in das 360 Kilometer entfernte Dorf, um sich bei 
Daniel Ndjombo persönlich zu entschuldigen und ihm eine kleine finanzielle Abfindung zu 
übergeben. Doch der alte Mann kramte ein zweites Schlagfeuerzeug hervor – als Ersatz für 
das gestohlene Ausstellungsstück. 

Als später der pensionierte Beamte und Namibia-Kenner Baldur Drobnica diese Geschichte in 
einem Kölner Lokalblatt las, rührte sie ihn so, dass er einen Entschluss fasste: „Ich wollte die-
sen Kuhhandel aus dem Jahr 1905 rückgängig machen.“ Drobnica kaufte bei einem namibi-
schen Farmer deutscher Herkunft für 500 Euro eine wohlgenährte, trächtige Kuh für Ndjombo 
- eine Versöhnungsgeste, wie sie wirkungsvoller kaum hätte sein können. „Kühe sind alles für 
uns“, schwärmte Daniel Ndjombo. Er nannte das Tier Otjitoroha – so heißt das Feuerzeug in 
der Herero-Sprache. 

So einfach kann Wiedergutmachung sein: wenn sie von Mensch zu Mensch geht, unbürokra-
tisch abgewickelt wird und von Herzen kommt. 

In der großen Politik ist das allerdings ganz anders. Seit der Unabhängigkeit Namibias im 
Jahr 1990 und fast zeitgleich mit der Wiedervereinigung der ehemaligen Kolonialmacht sind 
die Deutschen von ihrer verdrängten Kolonialgeschichte eingeholt worden. Seit nunmehr 17 
Jahren fordern die Herero neben einer Entschuldigung auch Reparationen für den an ihnen 
begangenen Völkermord. Und genauso lange wird dieses Verlangen von bundesdeutschen Po-
litikern zurückgewiesen, zuletzt im April von Bundesfinanzminister Peer Steinbrück. 
Deutschlands erster Völkermord des vergangenen Jahrhunderts ist bis heute ungesühnt. 

Schlüsselfigur im politischen Kampf um eine Wiedergutmachung ist Kuaima Riruako, der 
oberste traditionelle Führer der Herero. „Die Deutschen“, erklärte der Paramount Chief bereits 
im Juli 1990 im SPIEGEL, „haben jetzt die Chance, vereint die letzten dunklen Flecken in ih-
rer Vergangenheit zu tilgen.“ Aber bei einer verbalen Abbitte der Deutschen für die begange-
nen Verbrechen wollte er es nicht belassen: Für Zehntausende getöteter Landsleute, Millionen 
gestohlener Rinder und die Enteigung des gesamten Herero-Landes, das nach dem Krieg von 
1904 zu Schleuderpreisen an deutsche Siedler abgegeben wurde, verlangt der Herero-Führer 
Kompensation – zwei Milliarden Dollar. Die große Mehrzahl seines Volkes hat er hinter sich. 

„Uns verbindet sehr viel mit den Deutschen“, betont der streitbare Oberhäuptling gern. Das 
Verhältnis des namibischen Minderheitenvolks der Herero (etwa 150.000 bei einer Gesamt-
bevölkerung von rund zwei Millionen) zu seinen ehemaligen Unterdrückern ist von einer Art 
Hassliebe geprägt. Die Herero sind stolz auf deutsche Lehnwörter in ihrer Sprache wie „Ot-
jiblume“ für Blume oder „Otruppa“ für ihre Traditionsverbände, die so genannten Truppen-
spieler, bei deren Paraden Kinder wie Greise in Uniformen marschieren, die auffallend denen 
der ehemaligen deutschen Schutztruppe ähneln. 

Noch immer geben viele Herero ihren Kindern neben afrikanischen auch deutsche Namen, 
mit Vorliebe altmodische wie Gottlieb, Elfriede oder Agnes. Selbstbewusst tragen Herero-
Frauen die ihren Urgroßmüttern von Missionaren aufgezwungene Tracht mit den sieben Un-
terröcken, dem eng geschnürten Leibchen und der Haube, die die Hörner einer Kuh stilisieren. 
„Wir sind ja eigentlich eure Vettern“, belehrte Waterberg-Häuptling Tuvahi David Kamba-
zembi eine verdutzte deutsche Jugendgruppe im August 2005, „nur wollen unsere deutschen 
Verwandten leider nichts mit uns zu tun haben.“ 

Mit seinen bitteren Worten spielte der Chief auf die zahlreichen Mischlinge in seinem Volk 
an - die oft aus Vergewaltigungen hervorgegangen sind. Die Nachkommen deutscher Koloni-
alsoldaten oder Siedler wissen vielfach nach Generationen noch nicht, ob sie auf ihre helle 
Haut und ihre europäische Nase zornig oder stolz sein sollen. 

Hatte Bundeskanzler Helmut Kohl bei seinem Besuch in Namibia 1995 ein Treffen mit Here-
ro-Vertretern noch lakonisch abgelehnt, so räumte drei Jahre später Bundespräsident Roman 
Herzog in Windhuk ein, dass das Verhalten der Deutschen „nicht in Ordnung“ gewesen sei. 
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Im Oktober 2003 fegte der grüne Außenminister Joschka Fischer auf einer Pressekonferenz in 
Windhuk die Frage, warum sich Deutschland denn für die in der Kolonialzeit begangenen 
Verbrechen nicht entschuldige, ebenso arrogant wie bürokratisch beiseite: „Ich kann keine 
Äußerung vornehmen, die entschädigungsrelevant wäre.“ 

Fischers Antwort hatte einen Grund: Im Jahr 2001 klagte die Herero People's Reparation Cor-
poration in den USA gegen die Bundesrepublik Deutschland als Rechtsnachfolgerin des 
Deutschen Reichs und einige in Deutsch-Südwest aktive Unternehmen auf Entschädigung. 
Die Kläger berufen sich unter anderem auf die Völkermordkonvention der Vereinten Natio-
nen, die zwar erst 1948 verabschiedet wurde, jedoch rückwirkend gelte, weil sie keine Verjäh-
rung für dieses Kapitalverbrechen vorsieht. 

Im August des Jahres 2004 kommt es im Streit zwischen Deutschen und Herero zu einer über-
raschenden Wende. Anlässlich des 100. Jahrestags der Schlacht am Waterberg, bei der die 
aufständischen Herero geschlagen und später in das Omaheke-Sandfeld getrieben wurden, ha-
ben sich Tausende Herero zu einer zweitägigen Gedenkfeier versammelt. Ort des Geschehens 
ist ein vom deutschen Entwicklungsministerium finanziertes Kulturzentrum am Rande des 
historischen Schlachtfelds, nahe der Kleinstadt Okakarara. Nach Truppenspieler-Aufmär-
schen, Preisgesängen auf die toten Ahnen, Reiter-Paraden und den endlosen Reden der Hono-
ratioren greift eine weiße Frau zum Mikrofon. Heidemarie Wieczorek-Zeul, Bundesministerin 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit, die Hauptrednerin der Gedenkfeier, tut endlich das von 
den Herero lange Erwartete – sie entschuldigt sich. 

„Die damaligen Greueltaten waren das, was heute als Völkermord bezeichnet würde – für den 
ein General von Trotha heutzutage vor Gericht gebracht und verurteilt würde. Wir Deutschen 
bekennen uns zu unserer historisch-politischen, moralisch-ethischen Verantwortung und zu 
der Schuld, die Deutsche damals auf sich geladen haben. Ich bitte Sie im Sinne des gemein-
samen Vaterunsers um Vergebung unserer Schuld.“ An der Freilichtbühne wurde es einen 
Moment ganz still. Ein junger Mann sprang von seinem Sitz auf und rief: „Wo bleibt die Ent-
schuldigung?“ Die Politikerin mit den grellen roten Haaren, die eine feierliche weiße Bluse 
unter ihrer langen schwarzen Jacke trug, ging noch einmal zum Mikrofon: „Alles was ich ge-
sagt habe, war eine Entschuldigung.“ 

Die Worte der Sozialdemokratin lösten Jubel aus. Und neue Hoffnung. Nun könne endlich der 
lange geforderte Dialog über mögliche Formen der Restitution beginnen, dachten die Herero. 
Trotz der im Pro-Kopf-Vergleich relativ hohen Entwicklungshilfe für Namibia, auf die sich 
deutsche Politiker gern berufen, die Reparationen ablehnen, ist das Leben in den namibischen 
Herero-Gebieten armselig bis trostlos. 

Bis heute hat sich das ehemalige Hirtenvolk vom Raub seines Landes, seines Viehs und vom 
Verlust Zehntausender Menschen nicht erholt. In Okakarara zum Beispiel sind über 70 Pro-
zent der 11 000 Einwohner arbeitslos. Viele leben in Elendshütten. Und denen, die in festen 
Häusern wohnen, wird Wasser und Strom immer wieder abgestellt, weil die Kommune die 
Rechnungen nicht bezahlen kann. Die Jugendlichen der vier Schulen haben keinerlei Chan-
cen, hier einen Arbeitsplatz zu finden. 

Politiker der Union eiferten nach der Rede Wieczorek-Zeuls, der „Gefühlsausbruch“ der Mi-
nisterin könne den deutschen Steuerzahler „Milliarden kosten“. Doch neun Monate später, im 
Mai 2005, schienen die befürchteten Milliarden auf ganze 20 Millionen zusammenge-
schrumpft zu sein. Die bot die Entwicklungsministerin den Herero für eine „Versöhnungsini-
tiative“ an. Mit dieser Summe sollten in den Siedlungsgebieten der Herero (und der ebenfalls 
vom Kolonialkrieg betroffenen Nama und Damara) Entwicklungsprojekte das Leben der 
Menschen verbessern. 

Dieses einseitige Entschädigungsangebot stieß bei den Herero auf scharfe Kritik. Chief Riru-
ako fragte empört, ob die Entschuldigungsrede der Ministerin „nur eine PR-Übung“ gewesen 
sei. Als die Versöhnung auch weiterhin nicht vorankam, gingen im Mai 2006 auch deutsche 
Afrika-Gruppen, so die Informationsstelle Südliches Afrika, in die Offensive. Die Herero und 



 22 

Nama hätten „ein Recht nicht nur auf Anerkennung von Unrecht und erlittenem Leid, sondern 
auch auf materielle Entschädigung“, hieß es in einer Presseerklärung. Mit ihrem bisherigen 
Verhalten erwecke die Bundesregierung „den fatalen Eindruck, als gäbe es für sie zwei Kate-
gorien von Völkermord: einen mit Anspruch auf Wiedergutmachung und einen ohne“, abhän-
gig offenbar von der Hautfarbe. 

Erstmals fand die Forderung nach materieller Wiedergutmachung auch bei einem Bundes-
tagsabgeordneten Unterstützung. Hüseyin Aydin von der Linksfraktion, der sich bei einer 
Namibia-Reise kundig gemacht hatte, initiierte einen Antrag seiner Fraktion, der voraussicht-
lich noch vor der Sommerpause im Bundestag diskutiert werden soll. „Von einer vernünftigen 
Wiedergutmachung in Form nachhaltig wirkender Projekte profitiert die gesamte Bevölke-
rung in den betroffenen Gebieten – einschließlich der Nachfahren der deutschen Siedler“, ar-
gumentiert der Abgeordnete. 

Seit im Oktober vergangenen Jahres das namibische Parlament, in dem die Regierungspartei 
Swapo mit einer Dreiviertelmehrheit dominiert, die Forderungen der Herero nach Reparatio-
nen in einer Resolution einstimmig unterstützte, verschärft sich die Kritik an der deutschen 
Verweigerungspolitik. „Die Deutschen können uns nicht einfach ihre eigenen Vorstellungen 
aufdrücken. Was wir brauchen, ist ein Dialog“, forderte Riruako in einem Interview mit der 
namibischen Tageszeitung „New Era“. Doch von einem Dialog ist auf deutscher Seite schon 
lange nicht mehr die Rede. 

Auch das aus deutschen Steuermitteln errichtete Kulturzentrum in Okakarara, ein Projekt, das 
der Versöhnung zwischen Herero und Deutschen dienen sollte, kränkelt sichtlich vor sich hin. 
Das 2004 errichtete Freilufttheater steht fast immer leer, Kulturveranstaltungen finden dort 
kaum noch statt. Der Deutsche Entwicklungsdienst, der das Projekt seit April 2004 personell 
und finanziell unterstützte, hat gerade beschlossen, sich zum Jahresende zurückzuziehen. 
Auch das Ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit verabschiedet sich mit einer letz-
ten einmaligen Zahlung von 200.000 Euro aus der Verantwortung. Die Zukunft des Kultur-
zentrums ist ungewiss. Immerhin dient es gelegentlich noch den Herero-Führern als Ver-
sammlungsort, wie im Februar dieses Jahres. Die Herero und ihre traditionellen Führer haben 
die Hoffnung auf eine gegenseitige Verständigung nicht aufgegeben – ganz im Gegensatz zu 
jungen Radikalen, die bereits an Landbesetzungen auf weißen Farmen denken. 

Im Dorf Ozombuzovindima am Rande des Omaheke-Sandfelds – dort erließ der deutsche Ge-
neral Lothar von Trotha im Oktober 1904 seinen berüchtigten Vernichtungsbefehl - hängt seit 
zwei Jahren an einem dürren Baum im ausgetrockneten Bett des Flusses Eiseb ein handge-
maltes Transparent. Darauf steht: „Wir kämpfen für eine Entschädigung. Wenn es auch hun-
dert Jahre dauert“. 

Die Frage, warum die Versöhnung zwischen Herero und Deutschen so schwierig ist, hat der 
renommierte norwegische Konfliktforscher Johan Galtung so beantwortet: „Grundlage jeder 
Versöhnung ist ein Dialog auf Augenhöhe“ – und der hat noch nicht mal angefangen. 

Der Aufstand der Herero 
Im Januar 1904 erhoben sich die Herero gegen die deutsche Kolonialherrschaft. Sieben Mo-
nate später errangen die Schutztruppen des Kaisers in der Schlacht am Waterberg den ent-
scheidenden Sieg. Die Herero, auch Frauen und Kinder, konnten die deutsche Einkesselung 
an einer Stelle durchbrechen und in das Omaheke-Sandfeld fliehen. General von Trotha ließ 
daraufhin die wenigen Wasserstellen von seinen Soldaten besetzen. Zehntausende verdurste-
ten in der Halbwüste. 

„Innerhalb der deutschen Grenze wird jeder Herero mit oder ohne Gewehr, mit oder ohne 
Vieh erschossen. Ich nehme keine Weiber und Kinder mehr auf, treibe sie zu ihrem Volke zu-
rück oder lasse auch auf sie schießen.“ (aus dem Schießbefehl Lothar von Trothas, 2. Oktober 
1904) 
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     05.01.2008 

Deutsche Kolonialverbrechen in Namibia 

Rechnung noch nicht beglichen 
Vor hundert Jahren führte Deutschland einen Kolonialkrieg in Namibia. Die 
Bundesregierung weigert sich immer noch, dem Volk der Herero Reparationen 
zu zahlen. 
VON JASMIN RIETDORF 

 
Hereros erinnern an Kolonialverbrechen an ihrem Volk vor hundert Jahren – Foto: dpa 

Deutsch-Südwestafrika im August 1904: Am Waterberg versammelt sich ein Großteil der 
aufständischen Herero – vermutlich in Erwartung eines Friedensangebotes der deutschen Ko-
lonialherren. Seit Ende des 19. Jahrhunderts vertreiben diese die Herero von ihrem Land, eine 
Politik, gegen die sich die Viehzüchter nun wehren. Die kaiserliche Schutztruppe kesselt die 
versammelten Herero ein, die aber größtenteils ausbrechen und fliehen können. Zurückblei-
bende werden willkürlich erschossen oder in Lager gepfercht, die schon damals Konzentrati-
onslager hießen. Sie wurden für den Bau von Eisenbahnlinien ausgebeutet. Historiker bewer-
ten diese Vernichtung des Herero-Volkes, den Kolonialkrieg von 1904 bis 1908, inzwischen 
als ersten Genozid der deutschen Geschichte. 

Namibia im August 2004 in Okakarara am Waterberg: 100 Jahre nach den Gräueltaten der 
deutschen Kolonialtruppe bekennt sich Entwicklungsministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul 
(SPD) zu „unserer historisch-politischen, moralisch-ethischen Verantwortung und zu der 
Schuld, die Deutsche damals auf sich geladen haben“. Doch die Ministerin geht noch weiter: 
„Die damaligen Gräueltaten waren ein Völkermord, für den man heute vor Gericht verurteilt 
würde.“ Für ihre anklagende Rede erntete Wieczorek-Zeul herbe Kritik der Opposition. Diese 
kritisierte den „teuren Gefühlsausbruch“ der Ministerin, der „die entscheidende Wende zu 
Lasten Deutschlands“ im Streit um Reparationszahlungen bedeuten könne. 

Wieczorek-Zeul saß auf einem Pulverfass, die Lunte in der einen und das zündende Streich-
holz in der anderen Hand. Der Knall war in Namibia wie in Deutschland überfällig: Deutsche 
Regierungsvertreter umgingen stoisch das Wort „Völkermord“. Da war die Rede von der „be-
sonderen historischen und moralischen Verantwortung gegenüber Namibia“ oder auch von 
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„Versöhnung“. Dies wurde bereits im April 1989 vom Deutschen Bundestag einstimmig be-
schlossen und auch 2004 mit einer Entschließung „Zum Gedenken an die Opfer des Kolonial-
krieges“ bekräftigt. Doch die Auseinandersetzung mit der Forderung nach Wiedergutmachung 
kolonialen Verbrechens blieb unangetastet. Seit der Unabhängigkeit Namibias 1990 verfolgen 
die Herero offen Reparationsforderungen. Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU) lehnte wäh-
rend seines Namibia-Besuchs 1995 ein Treffen mit Herero-Vertretern kategorisch ab. Drei 
Jahre später ließ sich Bundespräsident Roman Herzog (CDU) immerhin zu der Feststellung 
verleiten, dass das Verhalten der Deutschen „nicht in Ordnung“ gewesen sei. Auf die Frage, 
warum sich die Bundesrepublik für ihre kolonialen Verbrechen nicht entschuldige, antwortete 
auch der grüne Außenminister Joschka Fischer im Oktober 2003 barsch, er könne „keine Äu-
ßerung vornehmen, die entschädigungsrelevant wäre“. 

Schon im September 2001 reichte die Interessengemeinschaft „Herero Peoples Reparations 
Corporation“ unter der Führung von Kuaima Riruako in den USA Klagen gegen die Bundes-
regierung und deutsche Unternehmen ein und forderten drei Milliarden Euro als Entschädi-
gung. Ende 2004 aber wiesen die US-Gerichte die Klagen ab, doch die Forderung der Herero 
nach Entschädigung besteht weiter. 

Herero-Chef Riruako fordert direkte Verhandlungen zwischen der deutschen Bundesregierung 
und den Herero, ohne die Beteiligung der Regierung Namibias. Er ist ein Hardliner der Repa-
rationsforderung, der wo er nur kann Stimmung gegen eine deutsch-namibische Annäherung 
macht, die außerhalb seiner Vorstellung liegt. Er fordert direkte Zahlungen an die Herero. Die 
namibische Regierung lasse Entwicklungsgelder nämlich nur dem Mehrheitsvolk der Owam-
bo zukommen. Riruako will das Geld aus Deutschland dafür einsetzen, den sieben Prozent 
Herero in Namibia ihr Land von den zumeist weißen Farmern zurückzukaufen. Und damit 
wird die Zurückhaltung der deutschen Bundesregierung deutlich: Auf einmal befindet man 
sich mitten im namibischen Landkonflikt. Wie fast überall in Afrika ist die Landfrage ver-
bunden mit Macht. Wer sie zu instrumentalisieren vermag, berührt durch gegenwärtige Inte-
ressen auch leicht die Vergangenheit und stellt gute bilaterale Beziehungen auf die Probe. 

Die namibische Regierung tut sich schwer mit den Forderungen der Herero: Man wolle nicht 
eine einzige ethnische Gruppe durch Reparationszahlungen bevorzugen. Von der deutschen 
Entwicklungshilfe profitierten schließlich alle Namibier, gleich welcher ethnischen Zugehö-
rigkeit. Immerhin litten nicht nur die Herero unter der kolonialen Gewaltherrschaft, sondern 
auch ganz besonders Nama, Damara, Himba und die San. Damit argumentiert die namibische 
Regierung auf der gleichen Linie wie die Bundesregierung. Hier wolle man seiner „besonde-
ren Verantwortung“ dadurch gerecht werden, dass man dem namibischen Staat mehr Pro-
Kopf-Entwicklungshilfe zahlt als anderen Ländern. Ministerin Wieczorek-Zeul ließ es sich im 
Mai 2005 nicht nehmen, 20 Millionen Euro für eine „Versöhnungsinitiative“ anzubieten. Vie-
le Herero waren jedoch enttäuscht, so wurden sie von dem geplanten Geldsegen einfach über-
rumpelt, ohne vorher nach ihren Vorstellungen gefragt zu werden. Auch die namibische Re-
gierung lehnte diese Initiative zunächst mit der Begründung des erhöhten Gesprächsbedarfs 
im eigenen Land ab, und so kam es, dass erst November 2007 das „Memorandum of Peace 
and Understanding“ unterzeichnet wurde. Nun sieht diese Initiative explizit keine Reparati-
onszahlungen vor, sondern eine „Verbesserung der Lebensbedingungen in den Siedlungsge-
bieten derjenigen Volksgruppen, die unter der deutschen Kolonialherrschaft in besonderer 
Weise gelitten haben“, so die Parlamentarische Staatssekretärin Karin Kortmann. 

Der Deutsche Bundestag beschäftigt sich noch immer mit der Frage nach Wiedergutmachung. 
Die Fraktion Die Linke brachte das Thema in einem Antrag im Juni 2007 auf die Tagesord-
nung. Doch auch Initiator Hüseyin Aydin (Die Linke) lehnt individuelle Reparationszahlun-
gen ab und tritt für die Förderung von Entwicklungsprojekten ein. Was während der Debatte 
im Bundestag zu beobachten war: Es äußerte sich keines der Kabinettsmitglieder. 

Versucht die Bundesregierung, die Auseinandersetzung um eine angemessene – auch mate-
rielle – Wiedergutmachung auszusitzen? Die Salamitaktik der Bundesregierung macht zu-
mindest eines deutlich: Ein Dialog auf Augenhöhe, die Grundlage einer jeden Versöhnung, 
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hat noch nicht begonnen. Die deutsche Erinnerungskultur beschränkt sich auf die Gräuel des 
Zweiten Weltkrieges. Erst langsam sickert eine Wahrnehmung für die koloniale Vergangen-
heit Deutschlands in das kollektive Bewusstsein der Nation. Dabei zeichnen unsere Städte 
vielerorts Spuren des deutschen Kolonialismus: Architektur, Denkmäler und Straßennamen 
machen deutlich, das Kolonialismus nicht nur dort, sondern auch hier ganz real war und es bis 
heute noch ist. 

Oft sind es zivilgesellschaftliche Gruppen, die aktiv sind, das öffentliche Stadtbild zu verän-
dern. So nahmen im Jahr 1996 Eine-Welt- und Solidaritätsgruppen in Bremen den Besuch des 
namibischen Präsidenten Nujoma zum Anlass, das 1932 als „Kolonial-Ehrenmal“ errichtete 
Monument in Gestalt eines Elefanten durch eine Gedenktafel für die „Opfer der deutschen 
Kolonialherrschaft in Namibia“ umzuwidmen. Vom Kolonial- zum Anti-Kolonial-Denkmal. 
In München wurde kürzlich eine Straße „Hererostraße“ benannt. In Berlin, der Kolonialmet-
ropole des Deutschen Reiches, ist eine entwicklungspolitische Organisation seit einigen Jah-
ren um eine kritische Auseinandersetzung mit dem kolonialen Erbe bemüht. Insbesondere 
dort, wo Kolonialmilitärs wie Adolf Lüderitz, Gustav Nachtigal (Lüderitzstraße und Nachti-
galplatz, beide Afrikanisches Viertel in Wedding) und Adolph Woermann (Woermannkehre 
in Neukölln) geehrt werden. Vertreter der Parteien im Berliner Abgeordnetenhaus wollen nun 
eine Initiative anstoßen, die auf eine breite gesellschaftliche Auseinandersetzung mit den ko-
lonialen Spuren im Stadtbild zielt. Eine Möglichkeit sei dabei, politische Bildungsarbeit an 
Schulen zum Thema Kolonialismus und Rassismus zu fördern. Ein entsprechender interfrak-
tioneller Antrag ist jedoch nicht vor der Winterpause zu erwarten. 

Was in Deutschland erst wieder in die breite öffentliche Debatte geholt werden muss, ist in 
Namibia regelmäßig Gegenstand politischer und gesellschaftlicher Auseinandersetzung. Bis 
heute ist das Trauma der Vernichtung in der kollektiven Erinnerung der Herero lebendig, die 
Herero-Identität kreist um das Jahr 1904. Bis jetzt standen die Herero mit ihren Ansprüchen 
allein, doch inzwischen zieht auch eine andere Gruppe nach, die unter der Verfolgung der 
deutschen Kolonialherren zu leiden hatte: Die Nama fordern seit 2006 ebenfalls offiziell Re-
parationen. Grundlage jeglicher Forderung ist die UN-Völkermordkonvention, die keine Ver-
jährung dieses Kapitalverbrechens vorsieht. Ein entschädigungsrelevantes formal-juristisches 
Schuldbekenntnis wird jedoch vom deutschen Außenministerium nach wie vor abgelehnt. 

 
 

     25.06.2008 

MASSAKER IN SÜDWEST-AFRIKA 

Wie die Hereros um Wiedergutmachung kämpfen 
Von Thilo Thielke 

Es war eines der grausamsten Verbrechen deutscher Kolonialherren: Das Mas-
saker an den Herero 1904 im heutigen Namibia. Ihre Führer fordern Entschädi-
gung – die Erinnerung an den Massenmord prägt das Volk bis heute. Am Don-
nerstag debattiert der Bundestag das Thema. 

Windhoek/Berlin – Wohin das Auge blickt, nichts als endlose Dornbuschsavanne und rote 
Erde. Seit Wochen hat es nicht geregnet. „Die Omaheke ist trocken wie zu Zeiten unserer 
Vorfahren“, stöhnt Paramount Chief Kuaima Riruako, Herr über mehr als 400.000 Herero. 
Dann schnauft ein von martialischen Reitern begleitetes Herero-Marschkommando in wil-
helminischen Uniformen heran und hüllt den Häuptling zur Begrüßung in den feinen Sand des 
namibischen Hochlands. 
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   C: DER SPIEGEL 

Der Häuptling hat eine bedeutende Rede über die Verbrechen der Deutschen und die Forde-
rung der Hereros angekündigt. Aus allen Landesteilen sind sie deshalb zusammengeströmt, 
die Männer in den alten grünen Waffenröcken, die an deutsche Zeiten erinnern sollen, und die 
Frauen in ihren schweren viktorianischen Kleidern. Jetzt stehen sie dort, wo Namibia bald en-
det und übergeht in die endlose und feindselige Kalahari-Wüste und wo vor langer Zeit ihre 
Vorfahren einen grausamen Tod starben. 

„Der Moment der Genugtuung ist nah“, ruft Riruako, 67, mit sich überschlagender Stimme 
der wartenden Menge zu, „die Deutschen werden ihre Schuld anerkennen müssen, das ist ein 
historischer Moment.“ Der Chief hat vor dem „Superior Court of the Destrict of Columbia“ in 
Washington Klage gegen die Bundesrepublik eingereicht. Es geht um zwei Milliarden Dollar 
Entschädigung wegen versuchten Völkermords durch die Schutztruppen des Kaiserreichs. 
Das Verbrechen, dessen Riruako Deutschland bezichtigt, geschah im Jahr 1904. 

 
Herero-Oberhäuptling Kuaima Riruako: „Der Moment der Genugtuung ist nah.“ – Foto: dpa 

„Mütter trugen ihre sterbenden Säuglinge auf dem Rücken“ 
Riruako blickt in die in der Mittagsglut flirrende Senke, wo damals die Herero zu Zehntau-
senden auf der Flucht vor der deutschen Schutztruppe grausam verdursteten. Er sagt: „Hier 
starb unser Volk.“ Und die Männer und Frauen, die vor ihm sitzen und der Rede andächtig 
lauschen, als säßen sie in einem Gottesdienst, tragen nicht nur deutsche Uniformen und deut-
sche Kleider, sondern auch deutsche Namen. Sie sind pechschwarz und heißen Hans oder 
Fritz oder Hermann. 

Es waren alttestamentarische Zustände, die sich im „Schutzgebiet Deutsch-Südwest-Afrika“ 
am Anfang des zwanzigsten Jahrhunderts ereignet hatten. In der vagen Hoffnung, das von den 
Briten kontrollierte Betschuanaland erreichen zu können, hatten sich gewaltige Kolonnen von 
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Hereros nach einem niedergeschlagenen Aufstand auf ihren verzweifelten letzten Weg in die 
Wüste gemacht. 

Alles fein säuberlich dokumentiert von der deutschen Kolonialadministration. Das deutsche 
„Generalstabswerk“ aus jener Zeit zeichnet ein erschütterndes Bild vom Exodus des Herero-
Volks: „Kranke und hilflose Männer, Weiber und Kinder, die vor Erschöpfung zusammen-
gebrochen waren, lagen vor Durst schmachtend, in Massen hingekauert seitwärts im Busch, 
willenlos und halb blöde ihr Schicksal erwartend.“ 

Missionare gaben nicht minder schockierende Augenzeugenberichte ab: „Mütter trugen ihre 
sterbenden Säuglinge auf dem Rücken und merkten oft gar nicht, dass sie bereits tot waren. 
Auf diesen Spuren des Elends folgten die Raubtiere und fraßen die Leichen und die Liegen-
gebliebenen, die zu schwach waren, sich zu wehren.“ 

 
Christuskirche und Reiterstandbild in Windhuk: Die deutsche Vergangenheit ist noch präsent. – Foto: 
dpa 

Wieczorek-Zeul bot den Hereros 20 Millionen Euro an 
Im „Tintenpalast“, dem ehemaligen Sitz der deutschen Kolonialbeamten und heutigen Parla-
mentsgebäude, sitzt Mburumba Kerina. Kerina hat 40 Jahre in den Vereinigten Staaten gelebt, 
war Professor für Internationale Finanzen und afrikanische und asiatische diplomatische Ge-
schichte an der „City University of New York“. Heute ist Kerina, 70, für die oppositionelle 
„Demokratische Turnhallen Allianz“ Mitglied des Parlaments und kämpft für die Rechte der 
Herero. Gemeinsam mit Chief Riruako hat er die Klage in Washington (Aktenzeichen 4447-
01) eingereicht: gegen die Bundesregierung, die Deutsche Bank, weil die 1929 mit ihr fusio-
nierte Disconto-Gesellschaft die Kolonialisierung finanziert hat, und die Hamburger Reederei 
Deutsche-Afrika-Linien, die als ehemalige Woermann-Linie gefangene Hereros zum Löschen 
der Schiffsladungen einsetzte. 

Dass Entwicklungshilfeministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul bei der Eröffnung eines Here-
ro-Gedenkzentrums öffentlich das Vater-Unser betete und um Vergebung für ihre Sünden bat, 
macht ihn auch nicht glücklicher. „Gebete machen eben nicht satt.“ Versöhnung ist nicht 
leicht. Als die Ministerin den Hereros 20 Millionen Euro als direkte Entwicklungshilfe zu-
kommen lassen wollte, wurde sie von der namibischen SWAPO-Regierung brüsk abgewiesen. 
Die Mächtigen in Windhuk wollen das Geld alleine, und sie gehören zur überwältigenden 
Mehrheit den Ovambos an, dem größten namibischen Stamm. 

Lieber nimmt die Regierung gar kein Geld als Geld für die Hereros. Das Gift des Stammes-
bewusstseins, das den Kontinent bis heute verseucht, wirkt längst auch in Namibia. 

„Was sollten wir denn tun?“ fragt Kerina achselzuckend und blickt aus dem Fenster ins son-
nige Windhoek, hinab auf das deutsche Reiterstandbild. Schon am 17. Juli 2000 hat er eine 
ausgesprochen höfliche Petition an den „sehr verehrten Herrn Bundeskanzler“ Gerhard Schrö-
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der gesandt und um ein „deutsches Wiederaufbauprogramm zu Gunsten der Hereros“ gebeten. 
Doch mehr als herzliche Worte bekam er nicht. 

Bundeskanzler Helmut Kohl hatte sich gar stets geweigert, den Herero überhaupt die Hand zu 
schütteln, während er seine „lieben Landsleute“ in Swakopmund und Windhoek besuchte. 
Und weil diverse deutsche Bundesregierungen bis heute eine Wiedergutmachung mit dem 
feinsinnigen Argument, 1904 habe noch kein Völkerrecht existiert und alle unmittelbar Betei-
ligten seien auch schon verblichen, stets abgelehnt haben, streiten Kerina und Kiruako nun 
eben in den USA um das Recht. „Was unserem Volk angetan wurde, war ein Genozid.“ 

Genau darüber streiten sich freilich bis heute die Historiker. 

 
Ein Nachfahre des kaiserlichen Generals Lothar von Trotha bittet um Versöhnung: Thilo von Trotha 
war im vergangenen Jahr zu einer Gedenkfeier in Namibia. – Foto: dpa 

Im Zentrum der Wiedergutmachungsklage steht der so genannte „Ver-
nichtungsbefehl“ des deutschen Kommandeurs 
Unbestritten ist, dass während des Herero-Kriegs zwischen 1904 und 1907 rund zwei Drittel 
des Volks der Herero starben. Im Zentrum der Wiedergutmachungsklage steht jedoch der so-
genannte „Vernichtungsbefehl“ des deutschen Kommandeurs, Generalleutnant Lothar von 
Trotha. 

Am zweiten Oktober 1904 verlas dieser als „der große General der deutschen Soldaten“ einen 
„Aufruf an das Volk der Herero“, in dem mitgeteilt wurde, diese seien fortan nicht mehr 
„deutsche Untertanen“ und hätten das Land zu verlassen: „Wenn das Volk dies nicht tut, so 
werde ich es mit dem Groot Rohr dazu zwingen.“ 

Und: „Innerhalb der deutschen Grenzen wird jeder Herero mit oder ohne Gewehr, mit oder 
ohne Vieh, erschossen, ich nehme keine Weiber, Kinder mehr auf, treibe sie zu ihrem Volk 
zurück oder lasse auf sie schießen.“ 

In einem Zusatzbefehl freilich relativierte der grausame General, der schon bei der Nieder-
schlagung des chinesischen Boxeraufstandes zweifelhaften Ruhm erlangte, seine Drohung 
und verfügte, den Kampf nicht zu „Grausamkeiten gegen Weiber und Kinder“ ausarten zu las-
sen. Die Truppe möge sich „des guten Rufes der deutschen Soldaten bewusst bleiben“. 

Genau der allerdings hatte schon weit vorher gelitten. Bereits die Kolonialisierung dieses von 
den anderen Mächten wegen seiner Kargheit verschmähten Fleckens Afrika begann mit un-
lauteren Methoden, als Reichskommissar Heinrich Göring, der Vater des späteren Reichs-
feldmarschalls Hermann, im Oktober 1885 einen Vertrag mit dem Herero-Häuptling Mahare-
ro Katyamuaha abschloss. Dieser sicherte den Deutschen unter anderem „das Recht und die 
Freiheit in seinem Lande zu reisen, da selbst Wohnsitz zu nehmen, Handel und Gewerbe zu 
treiben“ zu. Ein verhängnisvoller Fehler. 
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Fraglich ist, ob die Herero den Vertragstext überhaupt verstanden. Die meisten waren Anal-
phabeten, und die Vorstellung, das weite Land könne sich in privatem Besitz befinden, fällt 
den meisten Afrikanern bis heute schwer. Der spätere Landeshauptmann Curt von Francois 
jedenfalls lästerte über das Abkommen, ebenso gut hätte man „mit einem kleinen Kinde Ver-
träge machen“ können. 

Es dauerte nicht lange, da war das Land der Herero Südwesterland, und die Herero, verarmt 
und um die lebenswichtigen Wasserstellen für ihr Vieh gebracht, mussten sich in die öden 
Weiten des Sandvelds zurückziehen. 

 
Herero-Frau in Otjiwarongo: Das Volk verlangt Wiedergutmachung von der Bundesregierung. – Foto: 
AFP 

Im Januar 1904 dann der Aufstand. Chief Samuel Maharero, dem zu allem Elend auch noch 
der von den Deutschen für seine bisherigen Dienste gelieferte Schnaps ausgegangen war, rief 
seine Leute zu den Waffen. Immer häufiger seien „Herero durch die weißen Leute, besonders 
Händler, mit Gewehren und in Gefängnissen getötet“ worden, berichtete der Häuptling: „Jetzt 
muss ich die Weißen töten, auch wenn ich selbst dabei sterbe.“ 

Innerhalb weniger Tage massakrierten die Herero 123 Deutsche, schlugen Siedlern im Schlaf 
die Schädel ein, vergewaltigten die Frauen, plünderten die Höfe. Dann griffen sie die Statio-
nen der Schutztruppe in Okahandja, Omaruru, Waterberg und Otjimbingwe an. Das Blutbad 
traf die Fremden aus heiterem Himmel. Doch schon wenig später drängten die Deutschen die 
aufständischen Herero in die Defensive. 

Dort, wo jetzt Bundesbürger in kurzen Khakihosen herumstrolchen, 
mähten damals die Schutztruppler Tausende Herero nieder. 
Noch heute sind diese Zeiten bei den Herero lebendig. Der Herero-Aktivist Otto Klaus-Dieter 
Kenamue, 52, trägt nicht nur die Vornamen des früheren Arbeitgebers seiner Eltern, sondern 
auch die Last der Vergangenheit. Über ihm hängt das Portrait Kaiser Wilhelms II. nebst seiner 
Gattin Auguste Viktoria, und vor ihm liegt ein Wiener Schnitzel. Die ehemalige deutschkai-
serliche Polizeistation am Waterberg beherbergt heute ein Ausflugslokal und jede Menge De-
votionalien, und manchmal kommt Otto Klaus-Dieter hierher. 

Man hat einen guten Blick von hier auf das offene Feld. Da unten mähten „Nineteen-Null-
Vier“ die Feldhaubitzen und Maschinengewehre der Schutztruppler Tausende heranstürmen-
der Herero nieder. Fast das gesamte Volk soll damals am Waterberg versammelt gewesen 
sein: 30.000 bis 60.000 Menschen mitsamt ihren Rinderherden. 

Ihnen gegenüber standen gerade einmal 100 deutsche Offiziere, 1.500 Soldaten, 30 Geschütze 
und 12 Maschinengewehre. In den frühen Morgenstunden des elften August begann die große 
Schlacht, und als sie in der Nacht endete, war der Berg, den die Herero „Omuverumue“ (die 
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enge Pforte) nennen, getränkt vom Blut. Die Überlebenden versuchten nach Osten zu ent-
kommen, in die Omaheke, was in der Sprache der Herero das „steinlose Land“ bedeutet. 

 
Vor der Schlacht: Bevor die deutschen Soldaten an den Waterberg zogen, erhielten sie den Segen 
der Kirche. – Foto: dpa 

Eben dort war eine Lücke von den Deutschen nicht geschlossen worden, und dahinter lockte 
das britisch besetzte Betschuanaland, das heutige Botswana. 

Kenamue bittet um Verständnis: Man wolle doch nur die Anerkennung des Unrechts gegen 
sein Volk. All das Geld, all die Zuwendungen aus Deutschland, würden schließlich für das 
Ovamboland verbraucht. 

Die Ovambo jedoch, die heute die Mehrheit in der SWAPO-Regierung stellten, hätten unter 
den Deutschen nicht ihr Land verloren. Die lebten viel zu weit im Norden, an der Grenze zu 
Angola, wo sich damals kein Schutztruppler sehen ließ: „Es waren die Herero, die beraubt 
wurden“, sagt er in perfektem Deutsch. Und es seien die Herero, die unter der jetzigen Regie-
rung litten. Auch deshalb wird in Amerika gestritten: Um moralische Unterstützung im Na-
mibia des Stammeszwists. 

 
Gedenken: Zum 100. Jahrestag der Schlacht vom Waterberg erinnerten Herero-Frauen in Windhoek 
in typischer Tracht der Opfer ihres Stammes. – Foto: AFP 
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Die Herero mussten lernen, mit der Vergangenheit zu leben 
Zweimal im Monat trifft sich Otto Klaus-Dieter Kenamue mit den anderen Mitgliedern des 
Herero-Reparation-Movements in einer Wellblechhütte, die mit der deutschen Bezeichnung 
„Kommando“ versehen ist. Das Kommando liegt am Rande der Stadt Okahandja; er ist den 
Herero ein heiliger Ort: Ihre Führer wurden hier ernannt und später begraben, und hier brach 
auch der Aufstand aus. 

„Wir werden uns diesmal nicht so einfach abspeisen lassen“, kündigt Chief Kuaima Riruako 
an: „Die Deutschen haben sich mit dem Holocaust an Juden, Sinti und Roma beschäftigt, nun 
werden sie sich auch mit dem Genozid an den Herero auseinandersetzen müssen.“ 

Als die Überlebenden der Schlacht vom Waterberg in die Omaheke und dann weiter in die 
Kalahari-Wüste getrieben wurden, sicherten Schutztruppler die Wasserlöcher und vergifteten 
sie zum Teil. 

Es war ein grausiges Ende, das General von Trotha für die Herero vorgesehen hatte. Hermann 
Graf von Schweinitz folgte den Flüchtenden mit einem Reitertrupp nach Osten. „Tausende 
gefallenes Vieh, namentlich Großvieh“, erspähte er, „zahlreiche Gerippe von Menschen und 
Pferden bleichten in der Sonne.“ An vielen Stellen hätten die „mit dem Dursttode Ringenden 
mit fiebernder Hand 15 bis 20 Meter tiefe Löcher aufgewühlt, um Wasser zu graben, vergeb-
lich.“ Einen „Todeszug durchs Sandfeld“ habe er gesehen. 

 
 

     27.06.2008 

Antrag abgelehnt 
Bundestag: Keine Reparation für Herero 
Von Stefan Fischer 

Windhoek/Berlin – Der im Juni 2007 von der Fraktion Die Linke in Kooperation mit Herero-
Paramount-Chief Kuaima Riruako in den Bundestag eingebrachte Antrag zur „Anerkennung 
und Wiedergutmachung der deutschen Kolonialverbrechen“ ist gestern in 2. Lesung abgelehnt 
worden. 

Damit folgte die Mehrheit der Abgeordneten mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD und FDP 
der Empfehlung des Ausschusses für Auswärtiges. Darin wurde der Antrag federführend be-
handelt. In der Abstimmung, die kurz vor 22 Uhr (Ortszeit) stattfand, stimmte die Fraktion 
Die Linke gegen die Empfehlung des Ausschusses, die Grünen enthielten sich der Stimme. 
Letztere brachten jedoch einen neuen Antrag in den Bundestag ein – Titel: „Angebot an die 
namibische Nationalversammlung für einen Parlamentarierdialog zur Versöhnungsfrage“. 
Dieser wurde in die Fachausschüsse verwiesen. 

Mit Verweis auf den neuen Antrag kommentierte der Abgeordnete Hüseyin Aydin (Die Lin-
ke), gestern Abend im AZ-Gespräch: „Die Debatte ist noch nicht beendet.“  
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     28.06.2008 

Keine Wiedergutmachung 
CDU, SPD und FDP lehnen Entschädigung für Völkermord an Herero 
und Nama ab 
Von Rolf-Henning Hintze 

Im Bundestag hätte es leicht eine Sensation geben können: Am Donnerstag abend waren – 
vermutlich wegen der EM – nicht einmal 30 Abgeordnete im Plenum, als über einen Antrag 
der Linken abgestimmt wurde, den Herero und Nama einen grundsätzlichen Wiedergutma-
chungsanspruch für den Völkermord an beiden Volksgruppen während der deutschen Koloni-
alzeit zuzuerkennen. Wäre nur die Hälfte der linken Abgeordneten erschienen, so hätten sie 
die kleine Zahl der Abgeordneten von CDU, SPD und FDP überstimmt. So aber wurde der 
Antrag – bei Stimmenthaltung der Grünen – abgelehnt. 

Die Grünen brachten einen eigenen Antrag ein. Er sieht vor, einen deutsch-namibischen Par-
lamentarierdialog anzubieten, »der die mit dem Fortgang der Versöhnung zusammenhängen-
den Fragen gemeinsam bearbeitet«. Außerdem soll das Bundestagspräsidium beauftragt wer-
den, nach Gesprächen mit Vertreten der namibischen Nationalversammlung »Vorschläge für 
das weitere Vorgehen« vorzulegen. Die Grünen reagierten damit auf einen einstimmigen 
Beschluß des namibischen Parlaments, der deutsche Wiedergutmachung fordert. Die Links-
fraktion unterstützte den Antrag. 

Für Die Linke wies der Abgeordnete Hüseyin Aydin darauf hin, daß von Adenauer bis Merkel 
keine deutsche Regierung den Völkermord von 1904 bis 1908 anerkannt habe. Er nannte es 
»erbärmlich«, daß Bundestagspräsident Lammert bei einem Besuch Namibias im April das 
Wort »Völkermord« nicht aussprechen mochte. Die Nachfahren der Opfer dieser Verbrechen 
würden nicht ruhen, sagte Aydin, bevor sie nicht aus dem Mund eines Regierungs- oder 
Staatschefs hörten: »Ich bitte im Namen des deutschen Volkes um Verzeihung«. 

Abgeordnete von CDU, SPD und FDP vertraten die Ansicht, mit einer etwas höheren Pro-
Kopf-Entwicklungshilfe für Namibia werde man der deutschen Verantwortung gerecht. 

Zu Beginn der Debatte hatte Günter Gloser, Staatssekretär im Auswärtigen Amt, erklärt, die 
Bundesregierung unterstütze Gespräche zwischen Parlamentariern. Er fügte jedoch warnend 
hinzu: »Wir sollten aber den Eindruck vermeiden, daß durch einen institutionalisierten Dialog 
mit dem namibischen Parlament eine Anerkennung etwaiger Entschädigungsforderungen ver-
bunden ist.« 

 
 

     Nr. 27 / 30.6.2008 

AUSWÄRTIGES 

Versöhnung mit Namibia 
Der Bundestag hat am 26. Juni mit großer Mehrheit einen Antrag der Linksfraktion (16/4649) 
abgelehnt, in dem sie für die Anerkennung und die Wiedergutmachung der deutschen Koloni-
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alverbrechen im ehemaligen Deutsch-Südwestafrika plädierte. Der Auswärtige Ausschuss 
hatte dazu eine Beschlussempfehlung (16/8418) vorgelegt. 

Die Grünen forderten unterdessen, der Bundestag solle der namibischen Nationalversamm-
lung einen „offenen Dialog“ über den weiteren Versöhnungsprozess anbieten. Dazu legte die 
Fraktion einen Antrag (16/9708) vor. Das Präsidium des Parlaments solle beauftragt werden, 
das Dialogangebot mit Vertretern der Nationalversammlung zu besprechen. Bei Interesse aus 
Namibia seien dem Bundestag Vorschläge über das weitere Vorgehen vorzulegen. Die Grü-
nen betonen, Deutschland sei sich seiner Verantwortung für den Völkermord an Hereros und 
Namas bewusst. Bei den Gedenkfeierlichkeiten zum 100. Jahrestag der Niederschlagung der 
Aufstände habe 2004 die Bundesministerin für Entwicklungszusammenarbeit, Heidemarie 
Wieczorek-Zeul (SPD), erstmals auch im Namen der Bundesregierung offiziell die Nach-
kommen der Opfer um Vergebung gebeten. 

Bernard Bode 

 
 

    30.06.2008 

Riruako: „Das können sie nicht machen“ 
Leitender Herero-Chef ist über Bundestagsentscheidung zur 
Reparationsfrage entsetzt 

Windhoek/Berlin – Der Herero-Paramount-Chef Kuaima Riruako hat kein Verständnis für die 
Entscheidung des Deutschen Bundestages zur Ablehnung von Reparation für sein Volk ge-
zeigt. „Das können sie nicht machen“, sagte er am Freitag auf Mediennachfrage. Am Abend 
zuvor hatte das deutsche Parlament mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD und FDP mehr-
heitlich den von der Fraktion Die Linke eingebrachten Antrag zur „Anerkennung und Wie-
dergutmachung der deutschen Kolonialverbrechen“ in 2. Lesung abgelehnt. Die Linke stimm-
te dagegen, die Grünen enthielten sich der Stimme (AZ berichtete). 

Die Deutschen würden nicht verstehen, was sie getan hätten, sagte Riruako, der den Deut-
schen vor dem Hintergrund des Herero-Krieges vor über 100 Jahren Genozid vorwirft. Dass 
die Deutschen rücksichtslose Mörder gewesen seien, die auch Frauen und Kinder nicht ver-
schont hätten, hatte er in der vergangenen Woche auch während einer Sitzung der namibi-
schen Nationalversammlung lautstark geäußert, als über die geplante Verschiebung des Rei-
terdenkmals in Windhoek debattiert wurde. Wie Riruako am Freitag weiter sagte, wolle er 
nun als nächsten Schritt von der deutschen Regierung fordern, dass alle Farmen zurückgeben 
werden, die zur deutschen Kolonialzeit den Angehörigen der Schutztruppe und anderen Deut-
schen gegeben worden seien. 

Riruako hatte an dem Antrag der Fraktion Die Linke mitgewirkt. Federführend war hier der 
Bundestagsabgeordnete Hüseyin Aydin, der Namibia im Jahr 2006 besucht hatte. Nach der 
Ablehnung seines Antrags äußerte sich dieser auf AZ-Nachfrage jedoch keineswegs ent-
täuscht. „Ich habe nicht erwartet, dass mein Antrag durchkommt. Mein Ziel war es, das The-
ma ins Parlament zu bringen, damit sich alle damit beschäftigen“, so Aydin. 

Von Stefan Fischer 
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     30.06.2008 

Sackgasse der Reparation 
Sollte die Bundesrepublik Deutschland, als Nachfolgerin einer ehemaligen Kolonialmacht, 
die Schäden des Kolonialkriegs von 1904 im ehemaligen Deutsch-Südwestafrika nach 104 
Jahren juristisch und amtlich quantifizieren und anerkennen, wäre ein Präzedenzfall für ande-
re Kläger und für etliche andere ehemalige Kolonialmächte geschaffen. Nicht nur Britannien 
und Frankreich, Portugal und Spanien, auch die USA und Australien, als moderne Erben einer 
gewaltsamen Kolonialgeschichte, müssten wegen Dezimierung und Vertreibung der einhei-
mischen Bevölkerung eine nach Maßstäben berechnete Wiedergutmachung an Nachfahren der 
Urbevölkerung entrichten. 

Der deutsche Bundestag hat vergangene Woche nun den Antrag auf „Anerkennung und Wie-
dergutmachung der deutschen Kolonialverbrechen“ mit großer Mehrheit abgelehnt. Dafür gibt 
es gewiss noch viele andere Gründe als den hypothetischen internationalen Präzedenzfall. Der 
Bundestag sollte die Überlegungen des Ausschusses für Auswärtiges, der den Beschluss als 
Empfehlung vorformuliert hat, deutlich der namibischen und deutschen Öffentlichkeit mittei-
len. Vor allem in Namibia ist das Thema mit dem jüngsten Beschluss noch nicht abgeschlos-
sen. Die Diskussion um die Reparation muss konsequent bleiben und darf nicht in einer Sack-
gasse beendet werden. 

Von Eberhard Hofmann 

 
 

     Nr. 27 –  03.07.2008 

Kein Geld für Deutsch-Südwest 
Der Bundestag hat einen Antrag auf Entschädigung der Opfer deutscher Koloni-
alverbrechen in Namibia abgelehnt. 
von Agnes Saberski 

»Verantwortung«! Und dann auch noch »deutsche Verantwortung«! Die Worte sind hierzu-
lande beliebt. Die Fraktionen des Bundestags betonten in der vergangenen Woche ihre »Ver-
antwortung für Namibia«, als sie über den von 1904 bis 1908 dauernden Vernichtungskrieg 
gegen die Nama und Herero im damaligen Deutsch-Südwestafrika debattierten. 

Am Ende aber lehnten SPD, CDU und FDP den Antrag der »Linken« auf »Anerkennung und 
Wiedergutmachung« ab, die Grünen enthielten sich und brachten einen neuen Antrag ein. Er 
sieht lediglich vor, einen Dialog deutscher und namibischer Parlamentarier anzuregen, den 
auch das namibische Parlament – neben Entschädigungszahlungen – fordert. An der Debatte 
hatten gerade einmal 30 Abgeordnete teilgenommen, sie dauerte keine halbe Stunde. 

Die Deutschen hatten damals von der angekündigten Vernichtung der Nama und Herero aus 
Postkarten und Zeitungen erfahren und sie gutgeheißen. Dieser Tabubruch am Anfang des 20. 
Jahrhunderts wurde nie als solcher empfunden. Der derzeitige Skandal ist, dass die deutsche 
Regierung und alle Fraktionen bis auf die »Linke« Entschädigungen ablehnen. 



 35 

Perfide sind die Argumente. »Partikularinteressen zu bedienen, ist nicht verantwortbar«, sagte 
die Abgeordnete Anke Eymer (CDU). Sie wolle sich nicht »zu einem Zahlmeister für weni-
ge« machen lassen. Was für Namibia und die einzelnen Opfergruppen gut ist, das weiß auch 
Brunhilde Irber von der SPD anscheinend besser als die Nachfahren der Opfer. Sie brachte es 
fertig zu behaupten, die freundschaftlichen deutsch-namibischen Beziehungen seien unter an-
derem darin begründet, dass »sich Deutschland stets zu seiner historischen Verantwortung 
bekannt hat«. Vielleicht mag das auf die Politik der DDR zutreffen. Ansonsten ist ihre Aussa-
ge blanker Hohn angesichts der engen Zusammenarbeit der BRD mit dem Apartheidsstaat 
Südafrika, der nach der Wiedervereinigung abgeschobenen namibischen Jugendlichen und der 
Zurückweisung jeglicher Forderungen nach moralischer und finanzieller Wiedergutmachung, 
die Repräsentanten der Herero seit 1990 erheben, seitens des Auswärtigen Amtes. 

Ein weiteres peinliches Argument lautet: Namibia habe im Vergleich zu anderen afrikani-
schen Ländern besonders hohe Zuwendungen erhalten. Dies ignoriert nicht nur die Forderung 
der Herero, sondern ist auch schäbig angesichts der Tatsache, dass die Entwicklungshilfe zu 
einem sehr großen Teil deutschen Firmen und Nichtregierungsorganisationen zugute kommt. 

Deutschland ist nicht nur eine postnazistische, sondern auch eine postkoloniale Gesellschaft. 
Diese Erkenntnis hat sich immer noch nicht durchgesetzt. Aber immerhin, es wurde über die 
»deutsche Verantwortung« diskutiert. 

 
 

     14.07.2008 

Stätte für die Zukunft 
Von Eberhard Hofmann 

Es ist gut, dass jenseits der inflationären Rhetorik, der Ansprüche, der Mythen und der freien 
Erfindung um die Aufarbeitung der Vergangenheit endlich wieder eine konkrete Tat steht. 
Das Kultur- und Begegnungszentrum von Ohamakari (vor den Toren von Okakarara) ist das 
Ergebnis gegenseitiger Bemühungen, vor dem historischen Hintergrund der gleichnamigen 
Schlacht (oder des Gefechts, je nach Auslegung) 1904, eine Begegnungsstätte mit Zukunfts-
orientierung zu schaffen. Ohamakari hat durch das große Gedenken im August 2004 neue Be-
deutung gewonnen, indem die Stätte auf der namibischen Landkarte ihren eigenen Akzent 
setzt und damit die Kultur der Erinnerung gegenüber den Denkmälern von Ongulumbashe in 
der Region Omusati, dem stalinistischen Heldenacker südlich von Windhoek und dem koloni-
alen Reiterdenkmal auf differenzierte und spezifische Weise erweitert. 

Nach einer Reihe von Schwierigkeiten auf persönlicher Ebene zwischen deutschen Vertretern 
und ihren Hereropartnern bei der Leitung, Verwaltung und Nutzung des Zentrums ist nun-
mehr ein namibisches Kuratorium zuständig, in dem prominente Ovaherero genauso wie 
namhafte deutschsprachige Namibier der Region Otjozondjupa vertreten sind. Die Region hat 
ihren Otjiherero-Namen just von der Landmarke des Waterbergs abgeleitet. 

Der OCCTC-Trust (Okakarara Community Cultural and Tourism Centre Trust) ist als namibi-
scher Träger nunmehr für die Stätte zuständig, mit vor allem lokalen Ovaherero-Kräften und 
jungen Leuten aus Deutschland den Standort kulturell und zur Begegnung weiter zu gestalten. 
Nach wie vor bestehen Bedenken, wie die Stätte noch besser genutzt werden kann und ob sich 
für Touristen der Umweg zum Tagesbesuch dorthin oder zu einer Übernachtung im eigenen 
Zelt denn lohnt. Dabei hat sich herausgestellt, dass während der letzten vier Jahre seit dem 
Gedenkakt im August 2004 schon mehrfach Großkundgebungen der Ovaherero stattgefunden 
haben, bei denen auch andere Namibier zugegen, beziehungsweise geladen waren. Das weit-
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läufige Gelände bis an den Straßenkorridor vor Okakarara verwandelt sich dann in ein riesi-
ges Zeltlager mit rauchenden Feuerstellen. Es gibt kaum eine andere Gedenkstätte in Nami-
bia, die sich derart zu gemeinsamer Versammlung mit ein oder zwei selbst gestalteten Über-
nachtungen eignet. Und sie sollten den Besuch mit einer Besichtigung des Soldatenfriedhofs 
am Waterberg und einer – von der Naturschutzbehörde gebotenen – Pirschfahrt auf dem Pla-
teau kombinieren. Genügend Zeit ist erforderlich. 

Die deutsche Vertreterin Ute König hat am vergangenen Mittwoch bei der Übergabe des 
Zentrums an das namibische Kuratorium eine schwelende Frage noch einmal angesprochen: 
Reparationen stehen nicht auf der Tagesordnung der deutschen Bundesregierung. Die klären-
de Aussage sollte den Rahmen setzen, dass die Begegnungsstätte nicht einseitig durch An-
spruchshaltung und illusionäre Forderungen belastet wird. 

 
 
 

 
Quelle: Wikipedia: http://de.wikipedia.org/wiki/Bild:Symp_300_swakop_kz_schaedel.jpg 
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     FAKT   21.07.2008 

Koloniales Erbe 
Ein Film von Markus Frenzel 

In deutschen Universitäten lagert ein grausames Erbe: Schädel, die aus dem von 
Deutschen begangenen Völkermord an den Hereros stammen. Das Volk aus 
Namibia will die sterblichen Überreste zurück, doch die Unis bleiben hart. 

 
Student Daniel Möller hat die Schädel der Herero im Archiv der Uni Freiburg gefunden. 

Schädel für die Wissenschaft 
Ein FAKT-Team hat sich auf Spurensuche begeben – in die anthropologischen Sammlungen 
deutscher Universitäten. Wie an der Uni Freiburg liegen auch in anderen Archiven Totenköp-
fe aus einem blutigen Kapitel deutscher Kolonialmacht. Student Daniel Möller hat in jahre-
langer detektivischer Arbeit die wissenschaftliche Schädelsammlung der Hochschule er-
forscht. Und er ist fündig geworden: Möller hat Schädel aus Swakopmund in Namibia gefun-
den, die seit etwa 100 Jahren im Bestand der Uni sind. Namibia war vor etwa 100 Jahren 
deutsche Kolonie und hieß damals Deutsch-Südwestafrika. 1904 kam es hier zu einem grau-
samen Völkermord. Die Schutztruppen des Kaiserreichs brachten zehntausende Menschen 
um. Die Völker der Herero und Nama wurden nahezu ausgelöscht. 

Per Kisten nach Deutschland 
Doch damit nicht genug, vielen Getöteten wurden die Köpfe abgeschnitten und für sogenann-
te rassekundliche Untersuchungen nach Deutschland gebracht – so auch nach Freiburg. Die 
Hochschule weiß um die Herkunft der Schädel. Hergeben will sie sie aber nicht, denn, so 
heißt es, die Sammlung sei inzwischen Teil der deutschen Geschichte. Auch in Berlin finden 
sich noch Schädel von Hereros aus Namibia, etwa in der Charité. Dass dem so ist, belegt der 
Brief eines Offiziers der deutschen Schutztruppe in Namibia aus dem Jahr 1907. Darin heißt 
es: „Eine Kiste von Hereroschädeln wurde kürzlich von den Truppen in Deutsch-Südwest-
afrika verpackt und an das Pathologische Institut zu Berlin gesandt, wo sie zu wissenschaftli-
chen Messungen verwandt werden sollen. Die Schädel, die von Hererofrauen mittels Glas-
scherben vom Fleisch befreit und versandfertig gemacht werden, stammen von gehängten     
oder gefallenen Hereros.“ 

Und tatsächlich weist die Inventarliste der Charité heute noch 47 Köpfe aus der Kolonie 
Deutsch-Südwestafrika auf. Trotz der klaren Hinweise auf den Ursprung der Schädel, hat sich 
die Charité bisher nicht mit dem Erbe auseinandergesetzt. Der Kolonialhistoriker Dr. Joachim 
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Zeller sieht dringenden Handlungsbedarf: „Ich empfinde das als skandalös. Ich denke, dieser 
Leiche im Keller müssen wir uns stellen.“ 

 
Historiker Joachim Zeller plädiert dafür, die Schädel zurückzugeben. 

Namibia will Überreste der Toten zurück 
Auch die Regierung Namibias will endlich Klarheit. Der Botschafter in Deutschland, Peter 
Katjavivi, fordert die Köpfe zurück. Katjavivi, selbst Angehöriger der Herero, beruft sich auf 
internationales Recht. Die Wahrheit müsse endlich ans Licht kommen. Auch sollen die Über-
reste in der Heimat der Toten in Würde bestattet werden. Anhand der FAKT-Recherchen 
weiß er jetzt, dass in der Uni Freiburg mehrere Schädel seiner Vorfahren liegen. Dafür be-
dankt er sich bei den Reportern. 

 
 

     22.07.2008 

Schädel von 47 Hereros noch immer in der Charité 
Namibias Botschafter fordert die Rückgabe 

In deutschen Universitäten sollen bis heute Schädel und Gebeine lagern, die aus der Zeit des 
Völkermordes an den Herero in der einstigen Kolonie Deutsch-Südwestafrika stammen. Wie 
das ARD-Magazin „Fakt“ gestern berichtete, liegen im Archiv der Universität Freiburg noch 
mindestens zehn solcher Schädel. Die Inventarliste der Charité in Berlin weise 47 Schädel aus 
Deutsch-Südwestafrika aus. Der namibische Botschafter in Deutschland, Peter Katjavivi, for-
derte die Rückgabe der Gebeine. 

Deutsche Forscher hätten nach dem Völkermord 1904 bis 1908 gezielt Leichenteile für anth-
ropologische Studien bestellt, sagte der Kolonialismusforscher Joachim Zeller: „Ich empfinde 
das als skandalös.“ Die Weigerung, sich mit diesem Erbe der Wissenschaftsgeschichte ausei-
nanderzusetzen, sei ein großer Fehler. 

Die Universität Freiburg wisse von dem grausamen Erbe, verteidige aber die Sammlung, mel-
dete das Magazin. So sagte der Freiburger Universitätsarchivar, Dieter Speck: „Wir sind uns 
dessen bewusst. Die Sicht ist nur eine andere gewesen, als die Sammlung entstanden ist. Und 
jetzt ist die Sammlung an sich auch schon wieder ein Kulturgut.“ 

An der Berliner Charité habe man darauf verwiesen, dass die Sammlung wegen Personalman-
gels nicht aufgearbeitet werden könne. Der Direktor des Berliner Medizinhistorischen Muse-
ums, Thomas Schnalke, sagte der ARD: „Wir sind Sachwalter dieser Sammlung. Aber wir 
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betreiben im Moment keine aktive Forschung mehr, weil wir in unserem Mitarbeiterstab kei-
nen Anthropologen mehr haben, der sich damit beschäftigt.“ Botschafter Katjavivi forderte: 
„Wir müssen jetzt Wege finden, wie wir Einrichtungen, die nicht mit der namibischen Regie-
rung kooperieren wollen, dazu zwingen können." 

Im Jahr 1904 schlugen Truppen des Deutschen Reiches einen Aufstand der Herero brutal nie-
der. Laut Befehl sollte das ganze Volk vernichtet werden. „Innerhalb der deutschen Grenze 
wird jeder Herero, mit oder ohne Gewehr, mit oder ohne Vieh, erschossen, Ich nehme keine 
Weiber und keine Kinder mehr auf, treibe sie zu ihrem Volk zurück oder lasse auf sie schie-
ßen. Das sind meine Worte an das Volk der Hereros“, lautet die unmissverständliche Bot-
schaft, die als „Vernichtungsbefehl“ in die Geschichte einging. Formuliert hatte den Befehl 
General Lothar von Trotha. Zehntausende Herero wurden in der Folge von den Deutschen ge-
tötet. Im August 2004 hatte sich Bundesentwicklungsministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul 
(SPD) in Namibia für den von deutschen Soldaten begangenen „Völkermord“ entschuldigt. 

 
 

     29.07.2008 

Grausige Schädel 
Von Eberhard Hofmann 

Die Fernsehsendung des MDR in Deutschland über Schädel und Gebeine von Ovaherero und 
Nama, die an deutschen Universitäten lagern und vor über 100 Jahren dort angeblich zu anth-
ropologischen Forschungszwecken angefordert wurden, hat zu einem Aufschrei in der Staats-
zeitung New Era geführt. Gleichzeitig werden berechtigte Stimmen laut, dass die Gebeine zu-
rückgeführt werden sollen, um nach unwürdigem Exil eine halbwegs würdige Bestattung im 
Lande ihrer Herkunft zu finden. 

Aus rein menschlichen, religiösen und kulturellen Gründen ist es ein schlichtes, dringendes 
Gebot, dass deutsche Bildungs- und Forschungsstätten diese Gebeine ohne Wenn und Aber 
herausgeben. Deutsche Institute haben nach 100 Jahren wahrscheinlich wenig Bezug zur Ko-
lonialzeit und ihre Auswirkung bis in die heutige Zeit hinein, vor allem weil die deutsche Ko-
lonialepoche vor gut 90 Jahren – nach einem Gastauftritt von drei Jahrzehnten – schon been-
det war, derweil Engländer, Portugiesen und Franzosen sich erst vor 30, 40 Jahren von ihrem 
Kolonialbesitz verabschiedet haben. 

Die Fernsehsendung ist jedoch deshalb nicht als Sensation oder Offenbarung einzuordnen, 
weil Dokumentation über die heute als grausig empfundene Gebeine-Sammlung und ihr Ver-
sand aus dem ehemaligen Deutsch-Südwestafrika (DSWA) in der Kolonialdokumentation 
mehrfach einzusehen und sogar bis in populäre Postkartensammlungen hinein belegt ist. Un-
ter gängigen Postkarten aus DSWA, die koloniale Festungen, Szenen der Schutztruppe, Ge-
bäude und einheimische Ethnien feierten, findet sich völlig ungeniert und als wäre es eine 
selbstverständliche Sache, ein Motiv, wie Männer, wahrscheinlich der Schutztruppe, Schädel 
zum Versand in Kisten verpacken. Auch zur Zeit des kaiserlichen Gouvernements dürfte eine 
solch pietätlose Sendung nicht unbestritten gewesen sein. 

Heute stellen sich brennende Fragen, woher, aus welchem Gefecht, aus welchen Umständen, 
von welchen Menschen, welchen Geschlechts und von welchen Personen diese Gebeine 
stammen. Diese Fragen müssen bearbeitet werden. Das Ergebnis muss zugänglich sein. Nicht 
nur wegen der Bestattung, sondern weil das alte Kapitel die friedliche Gestaltung der Zukunft 
Namibias und das Zusammenleben seiner geschichtlichen Erben nicht belasten darf. 
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     30.07.2008 

Schädel werden an Charité untersucht 
Von Stefan Fischer 

Windhoek/Berlin – In der Frage zur Überstellung von Gebeinen der Herero und Nama von 
deutschen Universitäten nach Namibia ist jetzt Bewegung gekommen. Das Uniklinikum Cha-
rité in Berlin kündigte laut einem Artikel in „Welt online“ an, „mit ,geeigneten Maßnahmen´ 
die Herkunft der Schädel aufklären“ zu wollen. Eine Rückgabe an Namibia wird nicht ausge-
schlossen. Ausgelöst wurde die Debatte durch einen Fernsehbeitrag des ARD-Magazins 
„Fakt“ vom 21. Juli, in dem berichtet wurde, dass im Archiv der Uni Freiburg sowie an der 
Charité knapp 60 Schädel von Herero und Nama aus der Zeit des Herero-Krieges lagern. Die-
se seien einst von deutschen Forschern für anthropologische Studien aus Deutsch-Südwest-
afrika bestellt worden (AZ berichtete). 

Sobald an der Charité die Untersuchungen der Schädel abgeschlossen sind, wolle man umge-
hend Kontakt mit der diplomatischen Vertretung Namibias aufnehmen. „Sollte sich der Ver-
dacht erhärten, dass die Objekte in manchen Fällen aus einem ‚Unrechtskontext’ stammen, 
werde die Charité alles tun, um die Präparate für eine ehrenvolle Bestattung zurückzugeben“, 
heißt es. 

Für den ehemaligen namibischen Botschafter in Deutschland, Peter Katjavivi, der in dem TV-
Beitrag die Rückgabe der Schädel gefordert und dabei den Instituten gedroht hatte, sie dazu 
zu zwingen, ist die Sache indes abgeschlossen. „Das ist jetzt eine Angelegenheit unserer Bot-
schaft in Deutschland und des namibischen Denkmalrates“, sagte er diese Woche auf AZ-
Nachfrage und relativierte seine Drohung. „Bislang hat die namibische Regierung die Schädel 
ja noch nicht zurückverlangt“, räumte er ein. Katjavivi wies abschließend darauf hin, dass ei-
ne Überführung der Gebeine mit einigen Kosten für Transport und Lagerung verbunden sei. 

 
 

     02.08.2008 

Das verdrängte Massaker 
In Afrika kämpfen Nachkommen der Opfer eines deutschen 
Kolonialverbrechens für Entschädigung. Doch Berlin stellt 
sich taub 
Ein deutscher Völkermord im kolonialen Afrika? Kaum jemand hierzulande 
mag glauben, dass im Jahr 2008 noch solche Vorwürfe erhoben werden. Die 
klassischen „Schutzgebiete“, wie die überseeischen Territorien in Berlin hießen, 
fielen schließlich bereits nach dem 1. Weltkrieg 1918 an die Siegermächte. Dass 
die Debatte um den deutschen Kolonialismus erst vor wenigen Wochen wieder 
im Bundestag auf der Tagesordnung stand, hat mit einem wenig aufgearbeiteten 
Kapitel der deutschen Geschichte zu tun: dem Massaker an den Herero 1904 im 
heutigen Namibia. Keine der deutschen Staatsführungen hat sich seit damals 
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ernsthaft mit der Bluttat auseinandergesetzt. Nun klagen die Nachkommen der 
Opfer in den USA. 
Von Harald Neuber 

 
Herero-Truppenspieler mit Pickelhaube 

Der verheerende Befehl ist auf den 2. Oktober 1904 datiert. An diesem Tag richtete der preu-
ßische Kommandeur in Deutsch-Südwestafrika, General Lothar von Trotha, einen Aufruf an 
das Volk der Herero. Nach andauernden bewaffneten Konflikten und Übergriffen auf die 
deutschen Besatzer, bei denen nach Militärangaben 123 Kolonisten getötet wurden, forderte 
er alle Mitglieder der Volksgruppe auf, „das Land zu verlassen“. Wer dem Befehl nicht folge, 
werde mit Waffengewalt dazu gezwungen. 

Die Drohung war durchaus glaubwürdig. Während der Niederschlagung des chinesischen Bo-
xeraufstandes hatte von Trotha sich wenige Jahre zuvor bereits als erbarmungsloser Militär 
einen Namen gemacht. Ähnlich ging er nun auch im deutschen „Schutzgebiet“ vor. Zehntau-
sende Herero wurden in die Omaheke-Wüste getrieben. Von Trotha befahl seinen Truppen – 
15.000 Mann –, die Wasserstellen zu besetzen und auf jeden Herero zu schießen, der sich ih-
nen nähert. Bei dem Versuch, die Einöde zu durchqueren, um das dahinter liegende britische 
Gebiet zu erreichen, starben bis zu 60.000 Menschen. 

Berlin will nicht von Völkermord sprechen  
Seither ist viel Zeit vergangen. Auch bundesrepublikanische Politiker hätten mehr als einmal 
die Möglichkeit gehabt, für Wiedergutmachung zu sorgen. Doch sie ließen alle Chancen ver-
streichen. Zu dem Unmut bei den Nachfahren der Opfer trug dabei vor allem die unnachgie-
bige Haltung der Bundesregierungen bei. 

Als der damalige Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU) 1995 Namibia besuchte, lehnte er ein 
Treffen mit Herero-Repräsentanten in Swakopmund und Windhoek ab. Drei Jahre später ließ 
sich Exbundespräsident Roman Herzog gerade einmal zu der Feststellung hinreißen, dass der 
Mord zehntausender Herero wohl „nicht in Ordnung“ gewesen sei. Und noch im April dieses 
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Jahres weigerte sich Bundestagspräsident Norbert Lammert (CDU), das Thema bei einem Be-
such Namibias prominent zu behandeln. Allein Entwicklungsministerin Heidemarie Wieczo-
rek-Zeul (SPD) hatte im August 2004 bei den Gedenkfeierlichkeiten zum 100. Jahrestag des 
Massenmordes an den Herero teilgenommen. Ihr Angebot, den Streit mit einer Erhöhung der 
Entwicklungshilfe aus Berlin beizulegen, wurde jedoch abgewiesen. 

Die Rückweisung mag in der ethnischen Struktur des heutigen Staates Namibia begründet 
sein. Die SWAPO-Regierung wird von den Ovambos dominiert. Sie könnte die angebotene 
Finanzhilfe angelehnt haben, weil diese an Projekte gebunden gewesen wäre, die allein den 
Hereros zugute kommen. Das ist aber nur eine mögliche Erklärung. Denn alle Beteiligten in 
Namibia bestehen auf eine Anerkennung des – und das ist das Reizwort – Völkermordes. 

Die Bundesregierungen haben den Nachkommen der Opfer diese Anerkennung des Unrechts 
stets verwehrt, weil damit nach geltendem Völkerrecht Ansprüche auf Wiedergutmachung 
geltend gemacht werden könnten. Aus eben diesem Grund wurde Ende Juni im Bundestag 
auch ein Antrag der Linksfraktion angelehnt, in der die Oppositionsgruppe für eine Wieder-
gutmachung der deutschen Kolonialverbrechen plädierte. Selbst die Grünen votierten gegen 
die Initiative im Plenum und im Auswärtigen Ausschuss. In ihrer Stellungnahme erklärten die 
Grünen, Deutschland sei sich seiner Verantwortung bei dem Völkermord an den Hereros be-
wusst. Der Bundestag und die namibische Nationalversammlung sollten deswegen in einen 
„offenen Dialog“ eintreten. 

Rechtstreit statt Aufbereitung der Geschichte 
Führende Politiker der Herero wollen sich mit dieser Position nicht zufriedengeben. Der 
Häuptling der heute rund 400.000 Herero, Kuaima Riruako, hat 2001 in Washington Klage 
gegen die Bundesregierung und die Deutsche Bank eingereicht. Die heutige Staatsführung in 
Berlin sei Rechtsnachfolgerin des Kaiserreiches, meint Riruako. Die Deutsche Bank sehen er 
und der mitklagende Oppositionspolitiker Mburumba Kerina in der Verantwortung, weil sie 
1929 mit der Disconto-Gesellschaft fusionierte, einem der Hauptfinanziers der deutschen Ko-
lonialprojekte in Afrika. In der Anklageschrift findet sich auch die Hamburger Reederei Deut-
sche-Afrika-Linien wieder. Eines ihrer Vorgängerunternehmen, die Woermann-Linie, habe 
Herero zu Zwangsarbeit verpflichtet. 

Wie wenig fortgeschritten die Debatte in Deutschland ist, zeigt indes der Blick nach Berlin. 
Während sich Regierung und Parlament einer Auseinandersetzung verweigern, ist unweit des 
Flughafens Tempelhof ein Denkmal für die gefallenen deutschen Soldaten in den Überseege-
bieten zu finden. Der Afrikastein gedenkt mehrerer Militärs, die in Deutsch-Südwestafrika 
von 1904 bis 1907 „den Heldentod starben“. Aus Protest gegen dort stattfindende jährliche 
Treffen rechtsgerichteter Gruppen zum „Volkstrauertag“ am vorletzten Sonntag vor dem Ers-
ten Advent hatte der Berliner Entwicklungspolitische Ratschlag 2004 in der Nähe eine Erin-
nerungstafel enthüllt, die den Opfern der „Helden“ gedachte. Die Plakette verschwand nach 
wenigen Wochen. Ungeachtet einer Entscheidung der Bezirksverordnetenversammlung, den 
Hinweis wieder aufzustellen, blieb er bis heute verschwunden. Ein solcher Umgang ist eine 
denkbar schlechte Voraussetzung für einen „offenen Dialog“. 

 
 

…..04.08.2005 

Exklusive Reparation verlangt 
SWANU schart sich hinter Herero-Chef Kuaima Riruako 
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Windhoek – Als „älteste politische Partei“ hat sich die South West Africa National Union, 
SWANU, in einer kürzlichen Erklärung hinter die Reparationsklage von Herero-Chef Kuaima 
Riruako gestellt. SWANU-Präsident Rihupisa Kandando greift Politiker und Historiker an, 
die den Anspruch der Herero auf Wiedergutmachung im Rahmen des Schießbefehls des Ge-
nerals von Trotha aus dem Kolonialkrieg vor hundert Jahren auch auf Nama und Dama aus-
dehnen möchten. 

„Die gerechte und legitime Forderung dieser spezifischen Gruppe (Herero) nach Reparation 
oder Vergütung muss im richtigen Kontext verstanden werden, anstatt dass ihre Forderungen 
lediglich wegen der politischen Agenda und unter dem Vorwand der Versöhnung auf den Al-
tar des Nationalismus forciert werden“, so Kandanda. Der Schießbefehl vom 2. Oktober 1904 
auf Ozombuzovindimba in der Region Omaheke sei selektiv gegen die Herero allein gerichtet 
gewesen. Kandanda bemüht dann die Bildsprache und spricht vom „Nebenfang“. Wenn Netze 
für Seehecht ausgeworfen würden, gingen auch manchmal andere Fische als Nebenfang ins 
Netz. Dama, Nama und Ovambo seien daher auch ins Feuer des Schießbefehls und des Kolo-
nialkrieges geraten. „Ich muss in der Sache deutlich sein: in der Schlacht von Ohamakari 
standen die Nama (Witboois) auf deutscher Seite. Warum fordern sie nicht ihre eigene Wie-
dergutmachung?“ will Kandanda wissen. Einseitig orientierte Politiker und Akademiker woll-
ten die legitime und authentische Forderung eines Teils der namibischen Gemeinschaft an den 
Rand drängen, um ihre politische Hegemonie und ihr „exklusives Monopol des Befreiungs-
kampfes“ durchzusetzen. Im Klartext will Kandanda sagen, dass die Herero und ihre Rolle im 
antikolonialen Kampf marginalisiert würden, derweil die SWAPO allein die Macht der histo-
rischen Definition beanspruchen und den Ruhm des Befreiungskampfes für sich selbst be-
haupten wolle. Kandanda unterstützt die Reparationsforderungen Riruakos aufgrund des 
Leids, der Zerstörung von beweglichem und unbeweglichem Eigentums sowie für die Nach-
fahren, die aus erzwungener Verbindung zwischen deutschen Soldaten und Hererofrauen her-
vorgegangen seien. 

In die deutsch-namibische Initiative, einen Dialog über die Folgen des Kolonialkriegs von vor 
100 Jahren herzustellen, haben die Interessenträger neben den Herero auch die Nama und 
Dama einbezogen. Riruako hat indessen angedroht, dass er die Reparationsklage solange 
nicht fallen lassen werde, „bis Deutschland auf seriöse Verpflichtungen der Klage“ eingehe. 

 
 

     23.10.2008 

Schädel aus der Kolonialzeit sollen nach Namibia 
zurück 

 
Namibias Hauptstadt Windhuk © dpa 
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Namibias Regierung fordert die Rückgabe mehrerer Dutzend Schädel aus dem damaligen 
Deutsch-Südwestafrika an Namibia, die unter anderem in der Universität Freiburg lagern. Sie 
sollten in Namibia beigesetzt werden. Die Regierung in der namibischen Hauptstadt hat laut 
einer Kabinettserklärung den nationalen Denkmalschutz-Rat damit beauftragt, „die Rückfüh-
rung der Gebeine in die Wege zu leiten“. Die Kosten dafür sollte Deutschland übernehmen, 
verlautete es am 23. Oktober 2008 aus Regierungskreisen. Eine Sprecherin der Albert-Lud-
wigs-Universität Freiburg sagte, es gebe derzeit keinen Handlungsbedarf. Namibias Regie-
rung habe sich bislang nicht an die Hochschule gewandt. Sollte sie dies tun, werde eine mög-
liche Rückgabe der Schädel geprüft. Es müsse jedoch mit einem zeitaufwendigen Verfahren 
gerechnet werden. Während der Aufstände der Herero und Nama gegen die deutsche Koloni-
alherrschaft starben zwischen 1904 und 1908 tausende Einheimische in Folge des Vernich-
tungsbefehls des Oberbefehlshabers der kaiserlichen Schutztruppe, General Lothar von Trot-
ha. Zahlreiche Kriegsgefangene starben in Konzentrationslagern in Windhuk, Swakopmund 
und auf der Haifischinsel in Lüderitzbucht. 

Der deutsche Wissenschaftler Eugen Fischer hatte daraufhin Exemplare der Schädel der Toten 
zu Forschungszwecken erbeten, um seine Theorie des Europäers zu stützen, der dem Afrika-
ner überlegen sei. Ende Juli 2008 hatte die ARD berichtet, dass allein die Berliner Charité in 
ihrer Inventarliste noch 47 Schädel aus der damaligen Kolonie führe. Trotz einer Rückgabe-
Forderung von Namibias Botschafter Peter Katjavivi zeigten sich Universitäten aus Berlin 
und Freiburg nach namibischer Darstellung wenig entgegenkommend. Das Archiv der Uni-
versität Freiburg hatte die Sammlung der Schädel und Knochen als „Kulturgut“ verteidigt, die 
Charité hatte Personalmangel als Grund dafür angeführt, dass man die Sammlung der Gebeine 
nicht aufgearbeitet habe. Die Häuptlinge und Obmänner der Ovaherero und Nama hatten im 
Herbst 2008 die namibische Regierung gebeten, ihre Forderung nach einer Rückgabe zu un-
terstützen und eine offizielle Auslieferung der Gebeine zu veranlassen. Sie sollen auf dem 
„Helden-Gedenkfriedhof“ ausserhalb der Hauptstadt Windhuk bestattet werden. 

 
 

     10.12.2008 

Rückgabe der Schädel 
Am 11. Dezember 1904 war erstmals offiziell von „Konzentrationslagern“ in 
Deutsch-Südwestafrika die Rede. Leichenpräparate der dort gestorbenen Herero 
und Nama sind noch in Deutschland 
VON MICHAEL BERGER 

„Innerhalb der Deutschen Grenzen wird jeder Herero mit und ohne Gewehr … erschossen.“ 
Mit dem „Vernichtungsbefehl“ des Generals Lothar von Trotha vom 2. Oktober 1904 begann 
der erste Völkermord des 20. Jahrhunderts. In den Jahren von 1904 bis 1908 fielen zehntau-
sende Herero und Nama Krieg, Vertreibung und den Bedingungen in den deutschen Internie-
rungslagern zum Opfer.  

Die wachsende Zahl deutscher Siedler, erzwungene Landräumungen und Enteignungen sowie 
die Rassenpolitik der deutschen Kolonialregierung führten im Januar 1904 zum Aufstand der 
Herero unter Führung ihres Häuptlings Samuel Maharero. Die Nama schlossen sich den Auf-
ständischen im Oktober 1904 an. Nach anfänglichen Erfolgen wurde die Streitmacht der He-
rero am 11. August 1904 in der Schlacht am Waterberg durch die deutschen Schutztruppen 
geschlagen, die Überlebenden in die an den Waterberg angrenzende Omaheke-Wüste getrie-
ben. Tausende Hereros wurden erschossen oder fanden den Tod durch Verdursten und Ent-
kräftung beim Versuch, das jenseits der Wüste liegende britische Gebiet zu erreichen. General 
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von Trotha hatte seinen Truppen befohlen, sämtliche Fluchtwege abzuschneiden und die 
Wasserstellen zu besetzen. Auf die unmenschlichen Befehle von Trothas reagierte die Öffent-
lichkeit in Deutschland, in erster Linie die Sozialdemokraten sowie Vertreter christlicher Ver-
bände, mit Entsetzen. August Bebel prangerte den General an: „Einen derartigen Krieg wie 
Herr von Trotha kann jeder Metzgerknecht führen.“ Der General hatte sich bereits 1896 als 
verantwortlicher Kommandeur bei der Niederschlagung der Wahehe-Rebellion in Deutsch-
Ostafrika und als Brigadekommandeur während des Boxeraufstandes einen Ruf als erbar-
mungsloser, ja grausamer Militär erworben. Einer seiner Offiziere war Paul von Lettow-Vor-
beck, der später als „Held“ von Deutsch-Ostafrika Berühmtheit erlangen sollte. Lettow-Vor-
beck, zuerst Adjutant im Generalsstab, war später als Kompaniechef bei der Niederschlagung 
des Herero-Aufstandes eingesetzt. Vier Bundeswehrkasernen trugen und tragen den Namen 
des späteren Generals von Lettow-Vorbeck, der wegen seiner Teilnahme am Kapp-Putsch vor 
ein Kriegsgericht gestellt und aus dem aktiven Militärdienst entlassen wurde.  

Nach der fast vollständigen Vernichtung der Herero-Streitmacht setzten die Nama ihren Wi-
derstand mit einem bis 1908 andauernden Guerillakrieg fort, der mehr als der Hälfte ihres 
Volkes das Leben kosten sollte. Der größere Teil der Überlebenden, etwa 21.000 Herero und 
mehrere tausend Nama, wurden von den Deutschen in Gefangenenlager interniert. Reichs-
kanzler Bernhard Fürst von Bülow verwendete für diese Lager am 11. Dezember 1904 erst-
mals offiziell die Bezeichnung „Konzentrationslager“. Mehr als die Hälfte der Lagerinsassen 
starb an den Folgen von Zwangsarbeit und unmenschlichen Haftbedingungen. Eines der grau-
samsten Details dieses Vernichtungskrieges waren die von Eugen Fischer betriebenen Studien 
an Leichenteilen, auch an Schädeln der Opfer. 

Damit sollte die „Überlegenheit der deutschen Rasse über afrikanische Rassen“ bewiesen 
werden. Im Jahre 1906 wurden an 778 Schädeln, auch an dem des Nama-Häuptlings Corneli-
us Frederiks, Untersuchungen durchgeführt. Weibliche Gefangene wurden gezwungen, die 
Schädel mit Glasscherben abzuschaben, um für Versuchs- und Dekorationszwecke geeignete 
Stücke zu erhalten, die Eugen Fischer im Anschluss deutschen Museen und Universitäten zur 
Verfügung stellte. Auch heute befinden sich noch 47 Schädel aus dieser „Sammlung“ im Uni-
klinikum Charité in Berlin und weitere im Archiv der Universität Freiburg. 

Vernichtungskrieg und Rasse-Studien sind nicht nur Details des Völkermordes an den Herero 
und Nama, sie sind Folge der spätestens seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts in weiten 
Teilen der deutschen Bevölkerung verbreiteten Ideologie von der Überlegenheit der deutschen 
Rasse. So stieß die von den deutschen Kolonialtruppen praktizierte Ausrottungspolitik, aber 
auch der seit je gegen den Kriegsbrauch verstoßende Exzess der Abtrennung von Leichentei-
len in Deutschland auf wenig Widerstand. 

Vor dem Hintergrund dieses verbrecherischen Abschnitts deutscher Kolonialgeschichte dürf-
ten der von Herero und Nama geforderten Rückgabe der Schädel eigentlich keine Hindernisse 
im Weg stehen. Doch man höre: die Charité entschuldigt sich damit, dass die Untersuchungen 
an den Schädeln noch nicht abgeschlossen seien, man die Präparate dann jedoch für eine eh-
renvolle Bestattung zurückgeben werde. Es kommt noch besser: das Archiv der Universität 
Freiburg verteidigt die Sammlung von Schädel und Knochen gar als „Kulturgut“. 

Angesichts eines derart unsensiblen Umgangs mit den Gefühlen der Nachkommen der Opfer 
sollte man die Frage nach einer längst fälligen Wiedergutmachung besser nicht stellen. Im-
merhin hatte die Bundesentwicklungsministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD) anlässlich 
der Gedenkfeiern zum 100. Jahrestag der Schlacht am Waterberg im Jahre 2004 das Massaker 
an den Herero als Völkermord bezeichnet und sich für die von Deutschen begangenen 
Verbrechen entschuldigt. Die Anerkennung des Unrechts den Nachkommen der Opfer gegen-
über scheint jedoch in weiter Ferne zu liegen. Denn daraus könnten nach geltendem Völker-
recht Ansprüche auf Wiedergutmachung abgeleitet werden. So wurde Ende Juni im Bundes-
tag ein Antrag der Linksfraktion abgelehnt, in der die Linke für eine Wiedergutmachung der 
deutschen Kolonialverbrechen plädierte.  



 46 

Niemanden freilich stört es, dass auf dem Garnisonsfriedhof am Columbiadamm in Berlin ein 
Denkmal für die in den Überseegebieten, etwa auch in Deutsch-Südwestafrika, gefallenen 
deutschen Soldaten steht; am Volkstrauertag finden dort Treffen rechtsgerichteter Gruppie-
rungen statt. 

 
 

     13.12.2008 

Rassenpolitik und Kolonialismus 
Leserbrief zu: „Rückgabe der Schädel“  (taz vom 10.12.2008) 

Michael Berger nennt den Völkermord an den Herero und Nama den „ersten Völkermord des 
20. Jahrhunderts“. Das ist allein mit dem Verweis auf den Kolonialkrieg der USA auf den 
Philippinen (1899-1902/1913) nicht haltbar. Vermutlich sieht der Autor den ersten deutschen 
Völkermord und den Kolonialkrieg in Deutsch-Südwestafrika (DSWA) als Brücke zwischen 
der militaristischen, rassistischen Einstellung vieler Deutscher im späten 19. Jahrhundert und 
dem Nationalsozialismus. So spricht er auch von der „Ideologie der Überlegenheit der deut-
schen Rasse“, welche für die Verbrechen der deutschen Schutztruppler verantwortlich gewe-
sen sei. Hier gilt es aber zu unterscheiden zwischen dem Gefühl der Überlegenheit der weißen 
Rasse, welches damals praktisch universell war, und General von Trotha als Grundlage für 
seine menschenverachtende „Politik“ diente, und dem Anspruch der Deutschen, in Europa 
und der Welt eine Vormachtstellung einzunehmen. Die angebliche Überlegenheit der Deut-
schen wurde also im Propagandakrieg mit den anderen europäischen Mächten verwendet, 
während in den Agitationen von Trothas und anderer von einem „Rassenkrieg“ (Trotha) zwi-
schen Weißen und Schwarzen gesprochen wurde.  

Es ist auch strittig, ob man die deutsche „Rassenpolitik“ in DSWA als Grund für den Auf-
stand der Herero nennen kann, da eine solche strukturell erst nach Ende des Krieges zum Tra-
gen kam. Dass sich die Schutztruppen häufig als wahre Rassisten verhielten und dies (Tötun-
gen, Vergewaltigungen, Missachtung) ein Grund für den Aufstand war, ist unstrittig. 

Auch schreibt der Autor, die Nama hätten sich dem Aufstand der Herero im Oktober 1904 
angeschlossen. Dies ist falsch. Zwar spielte die grausame Behandlung der Herero durch die 
Deutschen eine entscheidende Rolle bei der Entscheidung der Nama, sich ebenfalls zu erhe-
ben, der Aufstand der Witboii und anderer Nama (die teils an der Niederschlagung des Here-
ro-Aufstandes beteiligt gewesen waren) bleibt allerdings ein eigener Krieg. Es gab nur wenige 
Gruppen (wie die von Jakob Morenga), in denen Herero und Nama gemeinsam gegen die 
Deutschen kämpften. 

Berger behauptet, dass „tausende Herero“ in der Schlacht am Waterberg erschossen wurden 
oder in der Wüste umkamen. Dies ist interessanterweise für gewöhnlich eine Argumentation 
der Rechten, um die Zahl derer, die durch die Abriegelung der Omaheke-Wüste umkamen, 
niedrig zu halten. Tatsächlich hatten die Herero nicht sehr viele Opfer durch die Schlacht sel-
ber zu beklagen (die eigentlich eher aus einem Überfall und zwei Scharmützeln bestand). 

Die Konzentrationslager konnten übrigens im Dezember 1904 noch nicht die Mehrzahl der 
überlebenden Nama aufnehmen, wenn diese noch bis 1908 (eher 1907) Krieg führten. Bei der 
Benennung der Lager wurde wie so oft das Vorbild Großbritannien bemüht, das seine Inter-
nierungslager im Burenkrieg (mit einer wohl ähnlich hohen Sterblichkeitsrate) Concentration 
Camps genannt hatte. 

Bleibt zu sagen, dass der Autor natürlich absolut Recht hat, wenn er die Benennung von Bun-
deswehrkaserne nach Lettow-Vorbeck und das Verhalten des Freiburger Archivs und der 
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Charité als Skandal sieht. Das Argument, die Studien (an den Schädeln) seien noch nicht ab-
geschlossen, macht einen wirklich fassungslos. 

Schade ist, dass Berger die Interpretation(en) nahe legt, ein vornazistisches Regime hätte ge-
gen geschlossen auftretende Afrikaner verschiedener Volksgruppen den Holocaust quasi 
schon mal im Kleinen durchgespielt. Wenn man Krieg und Völkermord in DSWA mit etwas 
vergleichen will, bieten sich hierfür die Kriegführung der Wehrmacht im Osten, noch viel 
mehr allerdings die (Kolonial-)Kriege der USA gegen die Filipinos und der Briten gegen die 
Buren (und die Internierung vieler Schwarzafrikaner) an. Der Autor wollte wohl einfach die 
Leser da abholen, wo er sie vermutet, und hat sich bei der fälligen Reduktion etwas vertan. 

DANIEL PREISSLER, Freiburg 

 
 

     22.01.2009 

Vorwurf: „Ziegen für Blut“ 
DPN kritisiert Namibia-Initiative – Reparationsgespräche gefordert 
Von Stefan Fischer und Nampa 

Windhoek – Die Demokratische Partei von Namibia (DPN) hat jetzt scharfe Kritik an der so 
genannten Namibia-Initiative geübt, in deren Rahmen Deutschland 20 Millionen Euro für die 
Aufwertung der Lebensumstände vieler Namibier bereitstellt. Im konkreten Fall äußerte die 
DPN in einer schriftlichen Mitteilung ihr Unverständnis über ein Ziegen-Zuchtprojekt, wel-
ches im Süden des Landes mit Geld aus der deutschen Initiative umgesetzt wird. 

Die Partei forderte die traditionellen Führer der Völker von Nama und Herero auf, lieber di-
rekte Verhandlungen mit der Bundesrepublik über Entschädigung als Wiedergutmachung aus 
der Kolonialzeit zu führen, anstatt sich auf die Projekte aus der Namibia-Initiative einzulas-
sen. „Ziegen für Blut. Was für eine Schande“, steht in der DPN-Erklärung. Das Leiden (der 
Nama und Herero) könne nicht mit „ein paar Ziegen oder Geld aus der Portokasse kompen-
siert“ werden, heißt es weiter. 

Die Forderung nach direkten Reparationsverhandlungen mit der Bundesrepublik wies der 
deutsche Botschafter in Windhoek, Egon Kochanke, energisch zurück. „Unser Partner ist die 
namibische Regierung. Wir schauen nach vorn und lösen das auf dem Wege einer gemeinsa-
men Entwicklungsverantwortung“, sagte er auf AZ-Nachfrage. 

Die Namibia-Initiative geht auf einen Vorschlag der deutschen Bundesentwicklungsministerin 
Heidemarie Wieczorek-Zeul zurück. Mit einem Aufwand von 20 Millionen Euro sollen in 
drei bis fünf Jahren landesweit diverse wirtschaftliche, soziale und kulturelle Kleinprojekte 
realisiert werden, um den Lebensstandard der Menschen zu verbessern. 

 
 


